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Der Heimaidienst

Stresemann als historische Gestalt
Von Professor Hermann Oncken.

Er ist eine historische Gestalt, das empfinden wir alle mit

tiefer Bewegung in diesen Tagen. So stark »und allgemein ist
der Widerhall, den das Hinscheiden Gustav Strefemanns in

der Welt erweckt: in dem ganzen öffentlichen Leben der Na-

tion, in dem persönlichenund tiefen Asnteil, den auch das Aus-

land an unferemVerluste nimmt.« Jn diesen Tagen steht die

Persönlichkeit des deutschen Außenministers im Mittelpunkt
des Weltinteresses, wie es in dem Jahrzehnt nach- dem Welt-

kriege keinem anderen deutschen Namen beschieden war. Jn-
dem sie die Bühne dieser Welt verläßt, tritt die geschichtliche
Erscheinung Stresemanns in die hellste Beleuchtung.

Mit einem Male empfinden alle, Freund »und Feind, idie

Lücke, die in das politische Leben der Nation gerissen wird —

sei es, daß man rückblickend die Leistung der letzten sechs Jahre
an sich viorüberziehen läßt, sei es, daß man voraus-blickser er-

wägt, wie und durch wen diese Lücke auszufüllen sein wird.
Mit einem Male wird man sichsbewußt: hier ist ein Abschnitt.
Der Iz. August 1923," an dem Stresemann sdas Amt des

Reichskanzlers übernahm, fällt-in die dunkle Zeit des Tief-
punkts deutscher Geschicke; mit dem 25. November 1923,
an dem er aus der Gesamtleitsung der Reichsgeschäfte in das

entscheiden-de Amt des Außenministers hinübertrat, war die

Wendung nach oben eingeleitet, und in den sechs Jahren seiner
Amtsführung ist die Linie dieses Aufstiegs, trotz aller Rück-

schläge und Nöte, nicht unterbrochen worden. Sie ist auch
heute noch längst nicht abgeschlossen, aber mit dem Umschlage,
der damals einsetzte, ist der Name Stresemsasnn für immer ver-

knüpft. Er gehört der deutschen Geschichte an.

steht unter einem ungewöhnlichen Zeichen. Stresemann war

der dritte unter den Führern seiner Partei, als solcher reiht
er sich den Namen von Rudolf v. Bennigsen und Ernst Basseri
mann an, aber er war der erste, »der zu verantwortlicher
Staatsleitung berufen wurde. Er war noch nicht dreißig
Jahre alt, als er zum ersten Male in den Reichstag eintrat,
das jüngste Mitglied des Hauses; bei seinem Hingange hatte
er das fünfzigste Jahr, nach dem erst die meisten zsu einer

hohen Stellung im« Staatsleben aus-steigen, nur um ein ge-

ringes überschritten.
Die Geschichte der Ministertätigkeit Stresemanns

schreiben heißt die deutsche Geschichte der Jahre 1925 bis

1929 in ihren entscheidenden Zusammenhängen schreiben. Er

mußte als Reichskanzler mit dem Entschluß beginnen, am

23. September 1923 »die Aufgabe des nicht weiter durchzu-
führen-den passiven Wisderstandes anzukündigen und trotz des

ungesühnten französischen Rechtsbruches auf den Weg der

Verhandlungen zurückzulenken. Aber er hatt-e den psychologis
schen Moment erfaßt, in dem dieses Einlenken, das inner-

politisch unvermeidlich geworden war, in der sich wandelnden

außenpolitischenAtmosphäre auf so viel Verständnis stieß,
daß wir die fast schon gelungene französischeRheinoffensive
zurückschlagen konnten. So wurde nach der Annahme der

Sachverständigengutachten die Londoner Konserenz vom

August 1924 zum Anfang eines Zusammenwirkens der Völker

auf der Grundlage der Gleichberechtigung So unerträglich
schwer auch die Lasten des Dawesplanes waren, so erkaufte
das Deutsche Reich damit doch sden Weg ins Freie, die Rettung
des Rsheines aus der schwersten Gefahr und die Möglichkeit
der inneren Konsolidierung Asls iim Oktober 1925 in den

Verträgen von Locarne die Usnverletzlichkeit der deutsch-fran-
zöesischenund dwtschsbelgischen Grenze feierlich anerkannt
worden war, dsurfte Stresemann mit Befriedigung erklären-

,,Locarno ist das Ende des politischen Kampfes um den Rhein.
Die Westgrenze ist jetzt gesichert.« Nach einigen Weiterungen
setzte die Räumung »der ersten Besatzungszone ein. s- Die Kon-

sequenz der Locarnoverträge war der Eintritt des Deutschen
Reiches in den Völkerbund Damit war die Weltverfehmung,
die unsere Gegner in Versaillses über uns verhängt hatten,
formell beendet. Stresemann gewann als Vertreter des

Deutschen Reiches die Möglichkeit, in der Arena von Genf
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für deutsch-e Lebensfragen einzutreten und an der Herauffühs
rung einer Weltatmosphäre zu arbeiten, durch die der Geist
des Weltkriseges und der FriedensschlsüsseIangsam, aber un-

aufhaltsam überwundenwurde. Der letzte Schritt war, die

provisorische Regelung des Dawesplanes mit ihren allzu hohen
Lasten durch eine neue endgültige Regelung zu ersetzen und
damit die völlige Räumung des deutschen Bodens sowie die

wahrhafte Liquidation des Krieges herbeizuführen. Diese
Politik, in der Aufstellung des youngplanes eingeleitet, auf
der Kanserenz im Haag zur Annahme der Mächte gebracht-
erfüllte das letzte Lebensjahr Stresemanns. Ihren Abschluß
zu erleben, sollte ihm nicht vergönnt sein.

Man muß die verzweifelte deutsche Lage im Herbst 1923
sich vergegenwärtigen, die wilden Hoffnungen unseres west-
lichen Gegners iund die mutlose Resignation in unserem
eigenen Lager, um die ganz-e Tragweite des Umschlags bis

zum heutigen Tage zu erfassen, da dies Fahnen der Franzosen
am Rhein für immer niedergehen und die Stunde der völligen
Befreiung naherückt. Wer die Entwicklung dieser sechs Jahre
als ein Ganzes nimmt, trotz aller Enttäuschungen und Rück-

schläge im einzelnen, trotz aller Bindungen und Lasten auf
lange Fristen hinaus, der wird die Konsequenz und Stetigkeit
des Aufstiegs nicht leugnen können. Man wir-d begreifen,
warum der Leiter dieser Politik allmählich zur stärksten Figur
in den Reichskabinetten seit 1923 emporstieg. Indem Strese-
mann den Wechsel »der Kanzlerschaften susnd der Kombina-

tion-en überdauerte, erschien er im Innern und vor allem im

Auslande als der eigentliche Repräsentant der Reichs-regie-
rung: nach den tastenden Experimenten und Fehlschlägen der
ersten Nachkriegsjahre die Verkörperung einer neuen politi-
schen Kontinuität.

Die Befreiung des Rheins und die Abwehr der schwersten
Gefahr, die in diesem Jahrzehnt auf dem Dasein der deutschen
Nation gelastet hat —- das ist das eine. Die Rückführung
Deutschlands, des verfehmten und mißhandelt-en Deutsch-
lands von Vers-ailles, isn den Kreis gleichberechtigter
Nationen —- das ist das andere. Beide Inhaltes der Politik
Stresemasnns hängen miteinander zusammen und stellen im

Grunde eine unlösliche Einheit dar. Wer diese seine politi-
sche Leistung analysieren will, denkt zunächst an die äußeren
Fähigkeiten, die er für seine Ausgabe mitbrachte: die auf-

: nahmebereite Beweglichkeit, die Wittrung für die Tragkraft
des Momentes, die suggestisve Kraft einer rednerischen Be-

gabung, den Schwung eines gläubigen Optimismus, vor allem

auch den starken kämpferischenWillen, der sich allen jenen an-

deren Eigenschaften nur selten zugesellt. Es mußte aber noch
etwas Höheres und Jnnerlicheres hinzu-kommen, um idie ge-

samte staatsmännische Leistung Stresemanns zu ermöglichen.
Die Leitung der Staatspolitik nach außen, zumal in

schweren Krisen, bedarf einer doppelten Voraussetzung in der

Seele des Handeln-den. Einer das Ganze tragenden, aber auch
in allen Einzelheiten sichtbaren Idee, einer sich gleichbleibenden
Substanz, aus der alles Handeln im Einzelfalle quillt. Und

daneben einerzmit Beweglichkeit, Nüchternheit und Ausdauer

durchgeführten«Ausnützung jedes Momentes, jeder Kon-

junktur, ohne daß das Ganze und das Endziel darüber aus

dem Auge verloren wird. Eine solche isdealistischsrealistische
Haltung hat das Handeln Stresemanns seit 1923 mit wach-
sender Sicherheit bestimmt und den Kampf um den Rhein
entschieden. Er ging davon aus, daß bei der machtpolitischen
Umwälzung der Welt jede Möglichkeit eines deutschen
Wiederaufbaus an das Einschlagen neuer Wege gebunden sei:
es komme darauf an, »an die Stelle der Gewalt Ldie Einsicht
in das allgemeine Interesse der Nationen an friedlicher Rege-
lung der Gegensätze tret-en zu lassen«. Ein Zurücklesnkenin
die alten Wege der politischsmilitärisch--wirtschaftlichenMacht-
entscheidung erschien ihm für uns nicht nur durch unsere
Machtlossigikeitversperrtz sondern bei der engen Verflechtung
des internationalen Wirtschaftslebens und der rapiden Ent-

wicklung der Zerstörungstechnik zum Untergang Europas zu
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führen: »diese Zerstörung mußte vor allem DeutschlandsZer-

störung sein« Also mußte die deutsche Politik sichsmit den

Ideen der Gerechtigkeit und der Versöhnung verbiinden und —

auf dies-e Weise zunächst»den deutschen Boden wiederbefreien-
das deutsche- Hansdeln in der Welt wieder auf eigene Fuße
stellen und auch die deutschen Lebensnotwendigkeiten außer-

halb des Reiches unter ihren Schutz nehmen«Strefemann
wollte auch den Schutz der deutschen Minderheitennicht nur

als deutsche Sonderforderung behandelt wissen,sondern als

Stück einer neu-en internationalen politischen Ethik der

Staatengesellschast
»

Aslso begann sdsie allen geläufige Bismsarcksche Denkweise
durch eine neue Jdeolkoigieabgelöst zu wer-den« So wie Bis-

marck einst die Nationalen und Liberalen zu realistischem
politischen Denken erzogen hatte, so begann Strefemann, der
selber aus diesem bismarckischssliberalen Lager hervorgegangen
war und noch im Weltkrieg ihm rückhaltlos angehörte, eine

neue Umstellsunsgei-nzu(leiten, die — nicht nur in der Terminos

logie, sondern auch in der Gesinnung — in eine idealistische
Sphäre zurückführteund doch nicht weniger von realistijchem
Sinne getränkt war. Im Grunde aber war es, der ver-

änderten Welt sich anpassends,eine neue Gestalt der Realpolitik
-Bismarcks, wie sie der neuen Ebene, aus der wir als Nation

wieder emporzukommen hatten, angemessen war.

.

So sehr Strefemann von der Notwendigkeit neuer

politischer Methoden überzeugt war, so war er doch weit ent-

fernt, sichsübersteigerten und doktrinären Jllusionen hinzu-
geben. Er beschritt seinen Weg, ohne die Vergangenheit und

ihr-e hohen erziehlichen Werte preiszugeben. Er war sich klar,
daß in dieser neuen Ära internationaler Methoden nur der-

jenige sicher führen würd-e, der national ganz fest in seinen
Schuhen stand. Wie er es iin denkwürdiiger Stunde in Genf
formuliert-e: »Der wird der Menschheit am meisten dienen,
der, wurzeln-d im eigenen Volke, das ihm seelisch und geistig
Gegebene zur höchstenBedeutung entwickelt und damit, über
die Grenze des eigenen Volk-es hinauswachsend, der gesamten
Menschheit »etwas zu geben vermag.« Mit Vorliebe vertiefte
er sich in die Zeiten der deutschen Befreiung vor hundert
Jahren, aber er verhehlte sichsnicht, daß sie nicht einfache
Rezepte zur erneuten Anwendung darboten, sondern daß aus

ihnen der groß-e Zug, die seelisch-eKraft, die rsealistische An-

passung und die Erhabenheit des Endziels zu entnehmen sei.
Auch starke politische Persönlichkeiten sind gebunden an

die historische Stunde, die ihnen schlägt» Zu der Möglichkeit
einer großen Leistung gehört nicht nur der Mensch mit seinen
Fähigkeiten, sondern auch eine Weltlage, in der gerade diese
und keine andere Mischung von Fähigkeiten von der Stunde

gefordert wird. Strefemanns Entwicklung zeigt nicht etwa

von früh auf die Klaue des Töiwenz es war eher sein-e Eigen-
art, daß er, immer an sich arbeitend, mit den Dingen und Auf-
gaben wuchs, über sich selber hinaus. Man wird die Gesamt-
leistung nicht restlos seiner person zuschreiben, sondern auch

sein-er politischen Verbündeten in der Reichsregierung, sein-er
vornehmsten Mitarbeiter im Aus-wärtigsen Amte gedenken

«

müssen. Asber in seiner Hand lag doch die entscheidende Zügel-
füshrung Er mußte seine Politik nicht nur in der eigenen

s

Partei zur Anerkennung bringen, gegen mancherlei Bedenken;
er mußte sie in der Zusammenarbeit mit den anderen Parteien
»der jeweiligen Koalitionen auf dem zerrissenen Boden der
inneren Reichspolitik durchsetzenz er hatte sie immer von

neuem dem Spiel der Mächte gegenüber unter mannigfachen
Enttäruschungenzu vertreten. So nahm er in diesen Jahren
die eigentliche Schlüsselstellung der deutschen Außens und

Innenpolitik ein. Diese Tatsache ist voin dem Auslande wohl
noch unbedingt-er anerkannt worden als im Reiche selber.

Es kann nicht geleugnet werd-en, »daßdie Dankbarkeit in
der Politik keinen sicheren Platz hat. Jm Mai 1873 ist
Adolphe Thiers, der für Frankreich eine in manchem ähnliche,
aber im ganzen unendlich viel leichtere Aufgabe zu lösen hatte,
zwei Monate bevor die von ihm abgeschlsosseneKonvention zur
Räumung des französischen Bodens durch sdie deutschen
Truppen ins Leben trat, von dem Parteihaß der Rechten ge-

stürzt worden, gleich als ob man ihm »die Ehre des Befreiers
nicht gönnen wollte. Strefemann hat den Zo. Juni 1930, den

Tag, an dem die erste groß-e Stufe seines Lebenswerkes sich
vollenden wird, überhaupt nicht erleben sollen. Er ist mitten

aus den Kämpfen um die Verteidigung dieser Position heraus-
gerissen worden, und er mußte seit anderthalb Jahren damit

rechnen, daß er jeden Tag heraus-gerissen werden konnte. Das

verleiht dem Ausgang seines Lebens und seiner historischen
«

Erscheinung einen tragisschen Akzent. Wer auf das beweg-
liche und optismistischeGrundelement seiner Natur und seiner
geistigen Haltung blickt, wird nicht behaupten wollen,daß ihm
die Anlage zu einem heroischen Leben in die Wiege gelegt
worden sei. Und doch hat das Schicksal diesen heroischen Zug
ihm nicht versagt und ihn damit über sichsselber hinaus-

gehoben. Seit langem war er ein dem Tode geweihter Mann.

Vson jeder neuen Anstrengung, die er auf sich nahm, wußten
die Ärzte, daß er sie teuer würde zu bezahlen haben, und

mitten in den Kämpfen, die ihn bis in die letzte Stunde so
leidenschaftlich wie nur je umwogten, mochte er sich jeden Tag
fragen, ob er auch nur die nächste Stufe dieses Kampfes er-

leben würde, geschweige den-n jenen Abschluß, nach dem die

Seele dieses deutschen Patrioten verlangte. So steht auch- über
dem politischen Handeln dies-es letzten Jahres ein heroisches
»in serviendo consumor«.

Man swirds Gustav Strefemanns noch oft gedenken, vor

allein aber an jenem Tage, wo der letzte Marschschritt fran-
zösischer Soldaten jenseits unserer Grenzen verhallt. Unter

denen, die dereinst auf den Ehrentitel ein-es Befreiers des

deutschen Rhein-es Anspruch haben, steht sein Name in erster
Linie. Jn der Geschichte der deutschen Befreiung als eines

eursopäischenEreignisses gehört er nicht nur seinem Vater-

lande, sondern auch der Welt an.

Bockshegehren und «-Bolksenischeid.
Von Dr. K a is e n b e r g , Ministerialrat im Reichsministerium des Innern.

Der Weg der Reichsgesetzgebung, d. h. die Art und Weise,
wie Reichsgesetze nach der Reichsverfassung zustande kommen,

— ist recht verschiedenartig Der regelmäßige Weg ist der p a k .

l a m e n t a r is ch e. Ein Gesetzentwurf wird von »der Reichs-
resgierusng beim Reichstage eingebracht, wobei sichidie Reichs-
regierung der. Zustimmung des Rei-chsrats, der Vertretung
der deutschen Länder bei der Gesetzgebungund der Verwaltung
des Reichs ver-g-ew-issert. Der Reichstag beschließt in drei

Gesungen über den Gesetzentwurf. Die Beschslüfsedes Reichs-
tags werden dem Reichsrat zur Kenntnis gegeben-, der Ein-

spruch erheben kann. Die verfassungsmäßig zustande gekom-
menen Gesetze werden schließlich vosm Rseichspräsidentenaus-
gefertigt und im Reichsgesetzblatt verkündet. Dieser regel-
mäßige Weg kann mannigfache Abweichung-en erfahren.
Außer von der Reichsregierung können Gesetze auch aus

der Mitte des Reichstags eingebracht werden; ferner kann

der Reichsrat Gesetzesvorlagen beschließen,und das Volk

selbst, nämlich ein bestimmter Bruchteil der Stismmberechs
ti-gten, kann die Einbringung von Gesetzentwsürfenverlangen
(Volksanregung, Initiative, im deutschen Reichsverfassungss
recht ,,Volksb-e g.ehren« genannt) oder den Antrag
stellen (,,Antrag auf Volksentscheids«), daß Ge-

setzes-beschslüssedes Reichstags zur Volksabstismmung gestellt
werden. ,

— Der pl e b i s z i t ä r e Weg der Gesetzgebung die un-

mittelbare Mitwirkung des Volkes am Zustandekommen von

Reichsgesetzen, spielt sich also nach dem Reichsverfassungsriecht
in den Formen des V o lks beg eh rens oder des An-

trags aiuf Volksentscheid und des nachfolgenden
Volksentscheidsab.

"

Es gibt fünsf verschieden-e Fäl le des V olksents

schei-ds. Der Reichspräsident kann jedes vom
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Reichstag beschlossene Gesetz vor seiner Verkündung zum

Volksentscheid bringen. Ein solch-er kann vom Reichspräsi-
denten ferner angeordnet werden, wenn zwischen Reichsrat
und Reichstag in ein-er»Gesetzesfrage eine Mseinungsverschies
denheit unausgetvaigen geblieben ist. Auch der R ei chss rat

kann einen Voxlksentscheidverlangen, wenn der Reichstag ent-

gegen den Beschlüssen des Reichssvats eine Verfassungsände-«
rung beschlossenhat. Schließlich kanns auch- das V olk einen

Volksentscheid veranlassen. Die vom Reichstag beschlossenen
Gesetze müssen dem Volksentscheid unterbreitet werden, wenn

es ein Zwanzigstel aller Stimmberechtigten beantragt —-

Antrag auf Volksentschseid -——. Voraussetzung
hierfür ist, daß ein Drittel des Reichstags die Ausssetzung der

Verkündung des Gesetzes beschlossen hat, und daß es sichsnicht
um den« Haushaltsplan, um A-b-gabengesetzeoder Besolsdungss
ordnusngen handelt. Dies ist der Fall des sogenannten
fakultativen Referendums. Die Reichsverfassung
kennt aber schließlich auch das obligatoris che Refe-
rendums. Das Volk selbst kann nämlich die Einbringung
eines Giesetzentwukrfs verlangen. Dieses Ver-langen wird im
V o l k s b e g e h r e n gestellt, indem mindestens ein Zehntel
aller Stimmberechtigten durch Einzeichnunsg iin Unterschsriftss
listen das Verlang-en stellt, daß-der Gesetzentwurf eingebracht
werde. Wird die erforderliche Zahsl von Unterschriften er-

reicht, so muß der Gesetzentwurf von »der Reichsregierung
beim Reichstag eingebracht werden. Die Reichsregierung hat
dabei ihr-e Stellungnahme zu demEntwurf darzulegen. Wird

der Gesetzentwurf vom Reichstag angenommen, so entfällt der

Volsksentscheid, das Gesetz ist als-oend-gültigzustande gekommen,
es sei denn, daß etwa der Reichspräsident einen Violksentscheid
beantragt oder der Reichsrat einen solch-en verlangt oder die

Verkündung des Gesetzes ausgesetzt wird und im Anschluß
dar-an ein Antrag einer Volksminderheit auf Volksentscheid
zustande kommt. Wird der begehrte Gesetzentwurs vom

Reichstag abgelehnt oder abgeändert, so muß sich- ein Volks-

entscheid anschließen, d. h. das Volk selbst entscheidet end-·
gültig, ob und in welcher Gestalt der Entwurf Gesetz werden

soll. Wird der begehrte Gesetzentwusrf vom Reichstag ab-

geändert, so wird der Entwurf in der Form des Begehrens
und in der Form des Reichstagsbeschlusses zur Volksabstim-
mung gestellt.

Die Reichs-verfassung kennt also zwei Arten von Gesetz-
gebungswegsem den parlamentarischen durchs den Reichstag
und den plebiszitären durch den Volksentscheid. Bei der Re-

gelung des gegenseitigen Verhältnisses der beiden Gesetz-
gesbungswege ist maßgebend gewesen, daß in all-en Fällen, in.
denen die Reichsverfassung den Volksentscheid zuläßt, dieser
immer erst stattfindet, wenn ein Beschluß des Reichstags über

die zuir Entscheidung stehende Frage vorausgegangen ist. Der

Volks-entscheid erscheint ausnahmslos als eine Kontrolle oder

als Korrektur von Beschlüssendes Reichstags. Daraus ergibt
sich, daß die beiden Gesetzgebungswege in ein ihr-er Be-

deutung entsprechendes Verhältnis zueinander gebracht
werden mußten. Versfassungen mit Referendum sehen meist
vor, daß ein bestimmter Bruchteil der stimmberechtigtenBe-

völkerung an der Abstimmung teilgenommen haben muß, wenn

dies-eüberhaupt Erfolg haben soll. Es will damit verhindert
werden, daß ein parlamesntarischer Beschluß schon durchs einen

kleinen Brsuchteil des Volkes uimgestoßenwird. Gegen solche
Zufallsergebnisse beim Volksentscheisd mußten Kautelen ge-

schaffen werden. Wie für das gültige Zustandekommen von

Beschlüssen des Reichstags seine BeschslußfähigikeitVoraus-

setzung ist, so kommen auch bei-m Volksentscheid gültig-e
V o l k s b e s ch-l üs s e nur zustande, wenn ein bestimmter
Bruchteil des Volkes an sder Abstimmung teilgenommen hat.
Ein Beschluß des Reichstags kann im Volks-entscheid nur dann

außer Kraft gesetzt werden, wenn sich die Mehrheit der

Stimmberechtiigten an der Abstimmung beteiligt (Art. 75

Reichsverfassung). Dies-es Zahlenverhältnis von 50 v. H.
entspricht cder Beschlußfähigkeitszifser des Reichstags. Nach
der Geschäftsordnung des Reichstagssist der Reichstag be-

schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder an-

wesend ist. Ein Volksentscheid, durch den entgegen einem

Reichstasgsbeschlusse entschieden werden soll, kann also wirk-

sam nur zustande kommen, wenn die Zahl der gültig Abstim-
menden um mindestens eine Stimme größer ist als die Hälfte
der Gesamtheit der Nimm-berechtigten Hierin liegt die be-
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sondere Schwierigkeit, die der Anwendung der V-oslksgesetz--
gebung entgegensteht. Denn die Gegner eines zum Volks-

entsscheid gestellten Gesietzentwurfes brauchen, wenn der Volks-

entscheid nicht von ganz umfassenden Organisationen ge-
tragen wird, gar nicht zur Stismmurnse zu gehen. Sie können
mit der par-ole »Sti·mzm-enthaltung«einen Voslksentscheid weit

wirksamer bekämpfen als durch Abgabe ein-er Rein-Stimme
Seit Bestehen der Reich-svserfas-sung sind

bisher sechs Fälle eines Volksgesetzgebungss
v ersfsahsr ens vorgekommen, von denen keiner zu einem

praktischen Eniderfolg geführt hat. In allen Fällen hat es sich
um Volksbegehren gehandelt, als-o uxm den Fall, daß sein Gesetz-
entwurf von einem Zehntel des stsimmberechtigten Volks be-

antragt wurde oder beantragt werden sollte.
Auf Antrag dies Reichssibundes für Siedlung und poch-

tung wurde 1922 ein Volksbegehren zugunsten eines Gesetz-
entwurfs zur Ergänzung des Reichssiedliungsgesetzes zu-
gelassen. Dieses Volksbegehren ist nach der Zulassung von

seinen Antragstellern selbst nicht weiter verfolgt worden.
«

Ein

späterer Antrag des gleichen Reichsbundes mußte als un-

zulässig zuvückgewiesenwerden, da der ihm zugrunde gelegte
Gesetzentwurf sichs als Abgabengesetz erwies. Rach Art. 73

Abs. 4 der Reichsverfassung kann über Abgabengsessetzenur der

Reichspräsident ein-en Volksentscheid veranlassen. Damit ist
auch ein Volkssbegehren über ein Abgabengesetz ausgeschlossen

Jm Jahre 1926 haben- die Sozialdemokratische partei
und die Kommunistische Partei ein Vsolksbegehren zugunsten
eines Gesetzes über »die Enteignung deir Fürsten-
v e r m ö g e n beantragt. Dies-es Volksbegehren wurde vom

4. bis 17. Miärz 1926 mit Erfolg durch-geführt Der Gesetz-
entwiurf wurde indessen vom Reichstagse abgelehnt und mußte

"

daher am 20. Juni 1926 zum Volksentscheid gestellt werden.
Von 39 757 729 Stimimberechtisgtenwurden 15 040 895 gültige
und 558 995 unsgültige Stimmen abgegeben. Von den gül-
tigen Stimmen lautet-en 14 455 181 auf Ja, 585 714 auf Rein.
Die Mehrheit lder Stismmberechtigten berechnete sichs auf
19 895 507. Die zur Usmstoßung des Reichstagsbeschlusses
auf Ablehnung des Gsesetzentwurfs erforderliche Beteiligungsi
zifser (Art. 75 Rseichsderfassung) wurde also nicht erreicht.

Ein im April 1926 vom S p a r e r b u n d ein-gereichter
Antrag aus einVolksbegehren für ein Gesetz über die Ab-

lösung öffentlicher Anleihen und die Umwertung von Hypo-
theken wurde abgewiesen, da der Gesetzentwurf als Gesetz
über den Haushaltsplan nach Art. 73 Abs. 4 der Reichs-ver-«
fassung anzusehen war. Dem gleichen Schicksal verfiel 1927
ein Antrag der Reichsaribeitsgemeinschaft der
A usw e r tun-g sg e s ch ä d igte n

,
die ein Volksbegehren

für einen Gesetzentwurf zur Wiederherstellung des Volks-

vermögens verlangt hatte, da der Gesetzentwurf sich als Ab-

gabengesetz darstellte.
Vom Z. bis IS. Oktober 1928 fand das von der Kommu-

.

nistischen partei betriebene Volksbegehren »I) a n z e r -

kr e uz e r v e r b ot« statt. Das Zehntel der Stim—m-berech-
tigten wurde-bei weitem nicht« erreicht. Eingetragen haben
sich nur 1 216 968 Stinnnberechtisgte oder 2,94 v.H.

Der »Reichsau«s«sch-uß für das Deutsche
V o lk s b e g e hr e n«, in dem die Deutschnationale Volks-

partei, die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, der

Stahlhelm und andere in Opposition zur Reichsregierung
stehende Gruppen sich-wereinigt hab-en, hat nunmehr den An-

trag gestellt, unter dem Kennwort »F r e i h e its ges e tz« ein

Voslksbegsehrsen für »den Entwurf eines ",,G»ese tze s ge gen
die Versklavung des Deutsch-en Volkes«. zuzu-
lassen. Dem Antrage wurde vom Reichsministier des Innern
stattgegeben und die Eintragungsfrist auf die Zeit vom 16».bis

29. Oktober 1929 festgesetzt Zeichnet sich innerhalb dieser Frist
ein Zehntel der Stimmberechtigten in die bei den Gemeinde-

behörden aufliegenden Eintragungslisten ein, so ist das Be-

gehren zustande gekommen. Die Reichsregierung hat dann un-

verzüglich den Gesetzentwurf bei-m Reichstag sein-zubringen
Als Zahl der sämtlichen Stimmberechtigten ist die bei der

letzten Reichstasgswahsl vom 20. Mai 1928 ermittelte Zahl
41 278 897 maßgebend. Zum Zustandekommen des Begehrens
müssen sich- also wenigstens 4127 890 Stimmberechtigte ein-

tragen.
Der Reichsausschuß hat ferner eine Erklärung erlassen,

wonach die ihm angeschlossenen parteien im Reichstag bei der
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Beratung der für die Sanktion der Haager Vereinbarungen
notwendigen Gesetze die Aussetzung.ishrer·Verkündungbe-

antragen werden. Diese Aktion soll, wie in der.Erksla-rusng
festgestellt wird, neben dem Volksbegehreneinhergehen
Nach Artikel 72 der Reichsiverfassungist die Verkündung

eines Reichsgesetzes um zwei Monate auszusetzen, wenn

es ein Drittel des Reichstags ver-langt. »Ein Drittel

des Reichstags« bedeutet ein Drittel« der gesetzlichen
Mitgliederzahl des Reichstags, nicht etwaein Drittel der

Anwesenden. Der Reichstag zählt 491 Msitgsliedetz es müssen

also 164 Abgeordnete für die Aussetzung stimmen. Es kann

damit gerechnet werd-en, daß für den Aussetzungsantrag
stimmen werden die Deutschnatisonale Volkspartei mit 78, die
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei mit 1»2-und »die
EhristlichsxdationaleBaiuierns und Landvolkpartei mit 9 Stim-

men, zusammen also 99 Stimmen. Würden sämtliche kommu-
«

nistischen Abgeordneten sich anschließen, so würden immer

noch 11 Stimmen san dem verfassungsmäßigenDrittel fehlen.

Würde der Aussetzungsantrag das erforderlich-e Drittel

erreichen, so könnten Reichstag und Reich-stät die you«ng-
«

gesetze für dringlich erklären, und der Reichspräsrdent könnte
ungeachtet des Aussetzungsverlangens edie younggesetze ver-

künden. Entschließt sich der Reichspräsident zur Verkündung,
so entfällt die Möglichkeit, die Gesetze noch zum Valksentscheid
zu bringen. Werden dagegen die Gesetze nicht für dringlich
erklärt, so muß der Reichspräsidenteinem Ausssetzungsbeschluß
Rechnung tragen und die Verkündung der Gesetze auf zwei
Monate aussetzen. Innerhalb dieser Frist ist dann Gelegen-
heit gegeben, in einem besonderen Eintragungsivierfahren »die

Anträge auf Volksentscheid zu betreiben-. Während für das

Zustandekommen eines Volksbegehrens ein Zehntel der

Stimmberechtigten erforderlich ist, genügt für das Zustande-
kommen eines Antrages auf Volksentschieid, also eines An-

- trages, daß ein voin Reichstag beschilosssenesGesetz zum Volks-

entscheid gestellt werden soll, nur ein Zwanzigstel der Stimm-

berechtigtien.
»

Das System der kvmnmnalenSelbstverwaltung
Ein Nberdlick zu den bevorstehenden Kommnnalwahlen in Preußen.

Von Lseo E. Dillinger.

Der Reichstag und »die Landtage der Länder sind die

repräsentativenVertreter des durchs die-politischen Wahlen zum
Ausdruck kommenden Willens des deutschen Volkes. Sie be-

stimmen nach- dem parlamentarischen System die Zusammen-
setzung der Regierungen des Reiches und der Länder. Hier-
durch wie durch ihre gesetzgeberische Tätigkeit bilden sie das

Fundasment der Staatsordnung sund der Staatsverwaltung
Die von den Organ-en des Reiches und der Länder ausgeübte
Verwaltungstätigkeit umfaßt jedoch, soweit sie wuch. geht,
nicht alle Aufgaben des öffentlichen Leb-ens. Reben Reichs-
und Staatsverwaltung steht ergänzen-d diie kam-munasle Selbst-
verwaltung. Im alten Obrigkeitsstaat bestand ein fundamens
taler Gegensatz zwischen Staatsverwaltung und Selbstver-
waltung. Im neuen demokrati chen Staat, in dem die Staats-

gewalt nicht mehr von einem -onarchen, sondern vom Volke

ausgeht, in dem also die Souveränität in die »Sel-bstver-
waltung« des Voslkes über-gegangen ist, findet sich dieser be-

griffliche Gegensatz nicht mehr. Der Gegensatz zwischen
Staatsverwaltung und Selbstverwaltung besteht aber praktisch
fort. Der Staat und die Staatsverwaltung müssenfür sichsdie

Lösung aller gemeinsamen, das Staatsganze berührenden Auf-
gaben in Anspruch nehmen, die Selbstverwaltung dagegen geht
aus von den besonderen Aufgaben, die jede kleinste Ver-

waltungs-gemeinschaft die Gemeinde, zu lösen hat. Das

Prinzip der Staatsverwaltung ist die Zentralisation, das

Prinzip der Selbstverwaltung die Dezentralisation. Die Selbst-
verwaltung ist in dem ihr gegebenen Rahmen selbständig,"aber

sie untersteht der Staatsaufsicht Ihre Aufgaben sind umfang-
reich usnd mannigfaltig. Es gehören dazu polizeiliche, sozial-
politische (Krankenpflege,«Armenfürsorge, Wohn-ungswesen),
kuslturpolitische (Sch·usl-, Kunst- und Bildungswesen), ver-

kehrspolitischse(Verkehrsmittel und Straßenbau), versorgungss
wirtschaftliche (Wasser-!, Glas-, Elektrizitätsversorgung,
Kanalisation) und die damit verbundenen finanziwirtschafti
lichen Aufgaben-.

-

Die Organe sder Stadtgemeinde sind Stadtvorstand
.(Magistrat) und Stadtvertretung (Stadtverordnetenversammi
IU.n-g); die Organe der Landgeimeinde sind Gemeindevorstand
und Gemeindevertretung. Auf der Gemeinde als kileinster
Selbstverwaltsungseinheitbauen sich die übergeordneten Ein-
heiten, die Selbst-verwaltung der Kreise, Kommunalverbande

uind Psrsovinzen (in Preußen) mit ihren Verwaltungen und
Körperschasften (Kreista-ge, Kommuna·l-l—an.dtage,Provinzials
landtage) auf. .

Während Staat Iund Staatsverwaltung, zentralistisch be-

stimmt, einen klaren organischen Aufbau zeigen, ist das System
der kommunalen Selbstverwaltung bis heute sehr unieinh-eitlich,
kompliziert und undurchsichtig gebliebenszenn auch unter der

Herrschaft der riepublikanischen Staatsform in allen Ländern

Fortschritte zur Vereinheitlichung der kommunaslsen Selbstver-
waltung erzielt wurden.

.

Die wichtigste Voraussetzung für diese Vsereinheitlichusng
—

gab die Reichsversiassung »von Weimar. Sie bestimmt im
Artikel 17, daß, ebenso wie die Volksvertretungen (L(andtage)
der Länder» auch die Gemeindevertretungen aus allgemeiner,
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund-

sätzen der Verhältniswahl hervorzugehen haben, doch darf für
die kommunalen Wahlen durch Landesgesetz die Wahlberechtis
gung von der Dauer des Aufenthaltes bis zu einem Jahr ab-

hängig gemacht werden-. Diese Bestimmungen der Reichs-ver-
fassung sind ins die Länderverfassunsgenübernommen worden. Sie

bedeuten die Übertragung der Grundsätze der Reichstagswahl
auif die Wahlen zu den Selbstverwasltungskörpernund bedingen
damit deren Demokratisierung Dadurchs ist ein ungeheurer
Fortschritt gegen den früheren Zustand erreicht, idenn im

kaiserlichen Deutschl-and war gerade das Wahlrecht der Ge-

meinden, Städt-e und Selbstsverwasltungskörperschastenvielfach
ein-e Musterkarte des Wahlunrechts durch Meshrklassenwahh
Zensus (aus Steuerleistung oder Grundbesitz abgeleitetes
«M-ehrstsinnnenrecht),Bürgerprivilegien und ständischeSonder-

rechte. Auch schaffen Idiie Bestimmungen des Artikels 17 RV.

wenigstens eine einheitlsiche Grundlage für das System der

kommunaslen Selbstverwaltung-, wenn auch im übrigen unter
dem Einfluß der früheren gesetzlichen Regelung und der histo-
rischen Entwicklung der Selbst-verwaltung organisatorisch noch
die größten Verschiedenheiten bestehen.

Besonders schwierig lagen die Ding-e in Preußen-, wo sich
bis 1918 die kommunale Selbst-verwaltung nach- acht ver-

schiedenen Städteoudnungen und sechs Landgemeindeordnungen
regelte. Die langjährigen Bemühungen der preußischen Re-

gierung-, durch ein im Entwurf schon 1922 fertiggestelltes »Ge-
meindeverfassungsgesetz«,veine organische Vereinheitlichung und

Vereinfachung des Systems der kommunalen Selbstverwaltung
herbeizuführen hatten bisher keinen Erfolg, da der Entwurf
im Landtag nicht zur Annahme gelangte. Indessen ist es in

Preußen gelungen-, durch mehrere Gesetze, insbesondere durch
das Gemeindewashlgesetz vom 12. Februar 1924, und durch
die Gesetze über die Festsetzung der Gemeindewahleni vom

Is. April 1928 und vosm 29. Oktober 1928 wichtige Teil-

reformen durchzuführen Unter der Wirkung dieser Gesetze
werden sichsdie auf den 17. November festgesetzten Kommiunals

wahlen in Preußen unter neuen Beding-ringen vollziehen, die

asuf die Zusammensetzung der Selbstverv altungskörperschaften
und die Wirksamkeit der sSeltbstverwaltucg von größtem Ein-

fluß sein wenden. Im nachsteshenden seien die wichtigsten
Momente der Neuovdnung zsussammengefaßt.

Zum ersten Male erfolgen nach Bestimmung durch das

Gesetz vom 29. Oktober 1928 alle Kommunalwaihlen in

553
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Preußen (m-it Ausnahme von Heilgoland und wenigen anderen
Sonderfällen) an einem Tage. Der «

17. November ist also
Wahltag für alle Gemeindevertretungen der Städte und Land-

gemeinden, der Amtssvertretusngen in der Rheinprovinz »und
Westfalen, der Kreistage, der Provin«ziasllandtage,der beiden

Kommunallandtage von HessensNassau und des Landeskomsmui

nalverbandes Hohenzollern. Die Wahlen zu den kommunalen

Körperschaften verschiedener Ordnung werden miteinander

verbunden, find-en also im selben Wahlgang statt.
Durch Bestimmung des Gesetzes vom I. Dezember 1928

Eifür Preußen
die Lebensdauer sämtlicher Vertretungen der

emeindem Amter und Landgemeinden aus vier Jahre fest-
gesetzt. Die Bestimmung des Tages der Neuwahlen erfolgt
durch das Staatsministerium
Nach· dem preußischen Gemeinsdewahslgesetz vom

12. Februar 1924 sind für die Komm-una-lwahlen wahlberechtigt
alle über 20 Jahre alten reichsdeutschen Männer und Frauenk,
die seit 6 Monaten- ununterbrochen ihren Wohnsitz im Gie-

meindegebiet haben. Angehörige der Wehrmacht können nicht
wählen; ihr Wahlrecht ruht. Wäshlbar sind diejenigen Wahl-
bevechtigtem dies das 25. Lebensjahr vollendet haben. Voraus-

setzung für die Wahl-berechtigung ist die Eintragung in die

Wahlliste (Bürgerliste) oder der Besitz eines Wahlscheins. Jn
die Bürgerlisten, die fünf Wochen vor der Wahl zwei Wochen
lang öffentlich ausgelegt werden müssen, sind alle Wahl-
berechtigten einzutragem Die Wahl ist unmittelbar uinid geheim
und erfolgt nach den Grundsätzen des Verhäsltniswahlrechts
Jeder Wähler hat ein-e Stimme. Niach der Wahlordnung muß
jeder Wahlvorschlag bis zum 17. Tage vor der Wahl dem
Vorsitzenden des Wahlausschusses eingereicht werden und diie

Unterschriften von 10 Wahlberechtigten tragen.
Wsäshlbar zu- ucnbesoldeten Magistratsmitgliedern (Besi-

geordneten-), iunbesoldeten Gemeinsdevorstehern und Schöffen
sind alle zur Gemeindevertretung wählbaren Personen. Durch
das Gesetz vom 18. April 1928 wir-d bestimmt, daß nach jeder
Neuwahl der Gemeindevertretung-en und Amtsvertretungen
(in Rheinland usnd Westsalen) die bisherigen unsbesoldeten Ma-

g-istr:atsmitgli·eder,Beig-eordneten, Gemeindevorsteher »und Mit-

glieder von Deputationen und Kommissionen neu zu wählen

sind, und zwar auch dann, wenns sie ursprünglich auf Lebens-

zeit gewählt waren. Bezüglich der besosldsetenBürgermeister,
Magistratsmitglieder, Beigeordneten, Gemeiinsdsevorstseherund

Schösfen, die bisher auf Lebenszeit gewählt werde-n konnten,
wir-d die Amtszeit eisnheitlichs auf 12 Jahre festgesetzt An der

Amtszeit der bereits auf Lebenszeit gewählten ernannten

Bürgermeister wird jedoch nichts geändert. Jn Zukunft darf
jedoch keine Wahl mehr auf Lebenszeit stattfinden Das früher
manchenorts übliche Repräsentationsrecht des Magistrats für
die neuzuwählenden Magistratsmitglieder wurde schon durch
das Gesetz über Gemeindeverfassungsrecht vom 18. Juli 1919

abgeschafft bzw. der Stadtverordnetenversammlung übertragen.
Jn diesem Gesetz wird weiter bestimmt, daß überall, wo mehr
als zwei unbesoldete Gemeindebeamten zu wählen sind, diese
Wahl in der Gemeindevertretung durchs Verhältniswahl zu er-

folgen hat.
Die zashl der zu wählen-den Gemeindevertreter usnd Stadt-

verordneten regelt sich nach der Bevölkersungszahl der Ge-

meinde. Die Mindestzahl beträgt in Landgemieindsen 6, in

Städten U, die Höchstzahlvon 100 Stadtverordneten wird bei
einer Einwohnerzahl voni 765 001 erreicht. Für Berlin ist die

Zahl der Stasdtverordneten auf 225 festgesetzt durchs das Gesetz
vom 27. April 1920, das auch im übrigen die Sonderbestim-
msungen für die Stadtgemeinde Berlin enthält.

Auch die Zahl der Abgeordneten der Kreistage richtet
sich nach der Einwohnerzahl des Kreises; beträgt diese Zo 000

oder weniger, so werden 20 Abgeordnete gewählt. Die zahl
erhöht sich bei einer Einwohnerzashl bis 50 000 um einen Ab-

geordneten für jedes begonnene 5000, bei über 50 000 um

einen Abgeordneten für jedes angefangene 10000.

In die Provinziallandtage werden bis 2 Millionen Ein-

wohnerzsashl der Provinz auf 25 000, bis 3 Millionen auf
35 000, bis 4 Millionen auf 50 000, bis 5 Millionen auf
75 ooo, bis 6 Millionen auf 100000 je ein Abgeordneten ge-
wählt, mindestens aber Zo. Wahlrecht und Wählbarkeit ent-

sprechen den Bedingungen des Gemeinsdewahlrechts
Die Wichtigkeit der Kommunalwahlen für das gesamte

öffentliche Leben der Gemeinden, Kreise und Provinzen bedarf
keiner Erklärung. Aber auch für die Staats- und für die

Rseichspolitik sind die preußischen Kommunalwahlen von

großer Bedeutung. Nacht der Preußischen Verfassung (Artikel
51 bis 43) ist den Provinzen zur Mitwirkung bei Gesetz-
gebung und Verwaltung des Staates ein Organ, der Staats-
rat, gegeben. Die IZ Provinzen und sdie Stadt Berlin sowie
Hohenzollern sind ism Staatsrat nach Maßgabe ihrer Ein-

wohnerzahl (aus 500 000 Einwohner ein Vertreter, mindestens
drei; Hohenzollern einer) vertreten. Der Staatsrat ist von der

Staatsregierung zu Gesetzentwürfengutachtlich zu hören. Er
kann gegen ein vom Landtag beschlossen-esGesetz Einspruch er-

heben, über den dieser nur durch nochmalige Beschlußfassung
mit steidrittelmehrhseit hinweggehen kann. Beschließt der

Landtag Ausgaben über den Vorschlag der Staatsregierung
hinaus, so muß der Staatsrat zustimmen.

"

Sehr viel wichtiger »als die Rolle des PresußischenStaats-
rats ist die Vertretung der Provinz-en im Reichsrat. Nach
Artikel 63 der RV. wird »die Hälftejder preußischen Stimmen
im Reichsrat von den preußischenProvinziaslverwaltungen be-
stellt. Bei den weitgehenden Befugnissen die die Reichsver-
fassung dem Reichssrat einräumt, ist dieses Vertretungsrecht
der preußischen Provinzen für die Reichspolitik und die

Rechsgesetzgesbusngvon höchster Bedeutung. Da nach der

Reichsverfassung kein Land im Reichsrat mehr als zwei
Fünftel der Stimmen führ-endarf, ist Preußen an und für sich
im Verhältnis zu seiner Bevölkerungszahl schwach vertreten.
Die Teilung der preußischen Reichsratsstimmen in Regie-
rungsstimmen und Provinz-ialstimnnen bringt ein-e weitere

Schwächungder Stellung der preußischenRegierung mit sich.
Jst es doch in den vergangenen Jahren wiederholt vor-

gekommen, daß im Reichsvat in wichtigen Fragen die preußi-
schen Stimmen gegeneinander abgegeben wurden, wodurch
praktisch der wichtige Einfluß Preußens im Reichsrat über-

haupt ausgeschaltet war. Es sollte deshalb bei den kommenden
Gemeindewahlen überall, neben den begreiflicherweise im
Vordergrund stehenden gemeindepolitischen Fragen, die all-
gemeine und staatspolitische Bedeutung dieser Wahlen nir-

gends vergessen werden.

Die deutsche Landwirtschaft im amerikanischen Urteil.
Von-—Dipliomlansdwirt Dr. H. N e u m a n n , Berlin-Zehlendorf.

Alle Berufsgruppen und Stände, alle Parteien und Regie-
rungen in Deutschland erkennen die schwere Notlage unserer heimi-
schen Landwirtschaft rückhaltlos an. Alle sind sich darüber einig,
daß zum Wohle des Volksganzen etwas geschehen muß, um die

mühevolle Arbeit unserer Bauern wieder rentabel zu machen. Nicht
nur Landwirte, sondern die große Masse der Konsumenten sowie
Industrie und Handel haben an den Maßnahmen, die zur Wieder-

gesundung unserer Landwirtschaft getroffen werden müssen, ein

persönliches Interesse. Unsere Landwirtschaft ist nun einmal die

Grundlage unserer Volkswirtschaft und Volkskraft schlechthin, das

heißt, die große unversiegbare Quelle-aus der unsere Großsiädte
gespeist werden. Angesichts der Forderungen der sogenannten
Grünen Front oder Reichsbauernfront, also der Arbeitsgemeins
schaft zwischen dem Reichs-Landbund, der Vereinigung der Deut-

ZZX

schen Bauernvereine, der Deutschen Bauernschaft und dem Deut-

schen Landwirtschaftsrat, die unsere Parlamente im Herbst erneut

beschäftigen werden, erscheint es zweckmäßig, die Stellungnahme
einer unparteiischen Untersuchungskommission kennenzulernen.

Jenseits von aller Politik haben im vergangenen Jahre im

Anschluß an den Kölner Bankiertag und auf Veranlassung des
weitblickenden Führers der Disconto-Gesellschaft, des Dr. Solmssen,
Kreise der Bankwelt, der Jndustrie und der Landwirtschaft be-

schlossen, die Maßnahmen zu prüfen und zu erwägen, die zum
Wohle des Volksganzen und zur,Wiedergesundung unserer Land-

wirtschaft notwendig erscheinen. Auf Anregung des Herrn
Dr. Solmssen wurde zur Hebung des Absatzes landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse eine Kommission gebildet, der u. a. neben

Herrn Dr. Solmssen folgende Herren angehören: Jacob Gold-
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misdt, Ge ä ts -ü-hrerder Darmstädter und Nation-alban-k,Oscar
KassermannkchIfJirfektorder Deutschen Bank, Geheimrat Frisch,
Direktor der Dresdner Bank, Geheimrat Kastl vom fReichsverband
der Deutschen Industrie, Geheimrat v. Borsig, die Prasidenten
Dr. Brandes und Kutscher, Ökonomierat Keiser und Dr. Schindler
vom Deutschen Lsansdiwiirtschaftsratund Graf Kalckreuth und Frshr.
von Wilmowsky vom Reichs-Landbund.
Zunächst wurde beschlossen, die Besserung der Ab-

satzverhältnisfe für deutsch-es Vieh und Fleisch
zu studieren und zu diesem Zweckedie Erfahrungen eines auf
diesem Gebiete besonders weit vorge-

Das Gutachten wirkt . insofern sy m p at h i s ch , weil seine
Verfasser aus eigenem Antrieb aussprechen, daß sie nicht etwa die

einseitig Gebenden sind. Um so freimütiger klingt ihre Aner-

kennung, wenn sie z. B. die Qualität des deutschen Viehs rühmen,
die Schweine als vorzüglich und die Pferde auf der

H öhe stehend bezeichnen oder an anderer Stelle die ziemlich
hochstehende Qualität des deutschen Käses hervor-
heben. Dann heißt es wieder: »Viele Jahre hindurch haben
amerikanische Kaufleute, Tandwirte und Universitäten ihr e

Ideen aus Deutschland gezogen. Der normale Ge-
-

idsankenaustausch zwischen bei-den Ländern
wurde durch den Weltskrieg unterbrochenschrittenen Landes für, uns nutzbar zu

machen. Eine Kommissionvhervorragender
amerikanischer Sachverständiger wurde mit

der Ausarbeitung eines Gutachtens beauf-
traat. Die mit den Reisen und Arbeiten

der·Kommissionverbundenen Kosten wur-

den von den drei genannten Berufsständen
gemeinssam übernommen. Die Bildung
dieser Kommission erfolgte durch Vermitt-

lung des Vizepräsidenten Burgeß der

FederaliReservesBank, New yorkz und
zwar ferner durch Prof. Warren, Mitglied
des beratendenAusschusses des Zensuss

Dspapuparlehnskassen
Bezuqs«u.Ahsaiz-6en.

Namens-Gen

.sonsiiqe Gen.

Die deutschen landwirtschaftlichen
Genossenschaften , Eg-
1090.-i929 .

»

und ist noch nicht völlig wieder her-
.gestellt. Es ist für beide Nationen

w ü n·s che n s w e r t , daß ein Asustaussch
»auf allen Wissensgesbsieten wieder statt-
findet.«

-

Es war nur natürlich, daß die Sach-
verständigen im erst en T e il des« Gut-

achtens einen Vergleich der Tage-
uns-d der Bedingungentder Lan-d-

wirtschaft in den Vereinigten
Staaten und in- Deutschland an-

stellen Jn den 14 Jahren, in denen die

Beziehungen zwischen Deutschland und »den

Vereinigten Staaten gehemmt waren,
haben sich in Amerika, besonders in der

landwirtschaftlichen W iss-se n s ch a ft, -i m

Genossenschaftswesen und im
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büros der Vereinigten Staaten. Dieser
Kommission gehörten ferner an: Mister
Gray, Präsident der MilchproduktensGes » ««««««« »

sellschaft in St. Franziska, früher Leiter »H-

des Fortfchungswesens der Milchwirts
W

schaftlichen Abteilung des Landwirt-

schaftsministeriums der U.SA., ferner
«

Prof. Hepburn, ebenfalls Milchspezialist, Prof. Marquis vom

Tandwirtschaftsministerium der U.S.A., Prof. Pearson, Sta-

tistiker, Direktor Prof. Morrison, Leiter der Landwirtschaftlichen
Versuchsstation des Staates New Vork, Prof. Mumford, Expert
für Viehzucht, Prof. für Marktwesen Roß, Präsident der

Handelskammer Washington Weld und schließlich Prof. Rahn,
Milchbakteriologe.

«

Die Kommission bewältigte ihre außerordentlicheAufgabe in

knapp zwei Monaten und legte ihre Ergebnisse in einem Gutachten
nieder. Jn diesem Gutachten wird gezeigt, in welcher Weise »die
theoretisch und praktisch gleichmäßig ausgezeichnet durchgebildeten
Sachverständigen die zur Zeit in Deutschland vorliegenden Ver-
'hältnisse meistern würden. Die Sachverständigen verfaßten eine

150 Druckseiten starke Denkschrift, die nunmehr in der bekannten

und für landwirtschaftliche Literatur bedeutsamen Verlagsbuch-
handlung von Paul Parey, Berlin SW.11, Hedemannstr. 28, er-

schienen ist. Ihr Preis beträgt 2,20 M.

Für den städtischen Leser, der oft allzu leicht geneigt ist, un-

sere Landwirtschaft der Rückständigkeitzu
-

A· ·b-s -a tz von lawdiwirtschaftlichen Erzeug-
nissen rasch vormärtsschreitende Umwälzun-

gen vollzogen. Der vorliegende Bericht s ch l ä -t sauf diesen Gebieten
für Deutschland ziemlich erhebliche Finderungenund .

durchgreifende Reorganisationen vor. Da ist es

nun beachtenswert festzustellen, daß deutsche Gelehrte wie B r i n ck -«
m a n n u n d R ö m e r als Ergebnisse ihrer Amerikareisen zu den
g l e ich e n Vorschlägen gelangen, und daß auch andere Gelehrte,
wie Prof. B e ck m a n n - Bonn, ferner Prof. R it t e r und
Dr. S ch i n d l e r die gleich e Auffassung vertreten. «. Einige der

Vorschläge beruhen also auf wissenschaftlich
endgültig festgelegten Grundsätzen, deren Geltung
von Landesgrenzen völlig unabhängig sind. Hierher gehören z. B-

-die Verfahren zur Herstellung von Butter, die Fest-
stellung und Kontrolle des Bakteriengehaltes
der Milch und ähnliches mehr. Andere Vorschläge be-
ruhen ·an erprobten Grundsätzen volkswirtfchaftlicher und kauf-
männischer Natur. Die praktische erwerbsmäßige Wirtschafts-
führung stellt letzten Endes immer ein Kompramiß dar zwischen
dem, was privatwirtschaftlich erstrebenswert, und dem, was volks-

wirtschaftlich richtig ist. Das zswar nicht
zeihen, dürfte immerhin die Feststellung
von Interesse sein, daß die amerikanischen
Sachverständigen auch mit ihrem Lob,

Zahl des- Betriebe,
die landwirtschaftliche Maschinen verwenden-

die Gesetze der Volkswirtschaft-, swohl aber

Zielstveben und Einstellung des einzelnen
wandlungsfähig sind, so passen »sichletzter-e

dort wo es angebracht ist, nicht zurück-
halten. So sagen sie z. B. in ihrem Be-

leitbrief, mit dem sie die Denkschrift an

äerrnDr. Solmssen überreichten: »Es
würde eine reizvolle Aufgabesein,
in einem Berichtdie vielen von uns

festgestellten interessanten
Beispiele der in Deutschland
erzielten durchschlagenden Er-

folge aufzuzählen«.". . . Wir ha-

st W
in der Regel allmählich dem an, was volks-

wirtschaftlich das beste ist. Es ist sseshrviel

leichter, festzustellen, was wirtschaftlich er-

strebenswert wäre, als zu sagen, was hier-
von zu einer gegebenen Zeit erreichbar ist.
Wie schnell einige der von den Sachver-
ständigen angeregten Änderungen durch-
geführt werden können, läßt sich nicht
voraussehen. Die Amerikaner stellen fest,
daß auf einigen Gebieten, wie dem der

w

»Es-i

Ren E«

ben einen starken Eindruck er-

halten von den vielen im

Gange befindlichen Maßnah-
men zwecks Wiederherstellung
erlittener Schäden und von dem weit und

Trinkmilch·vierso-rgung, die in

verschiedenen Städten bereits geleistete
Arbeit und die bereits im Gange befind-
lichen Bestrebungen einen deutlichen Be-
weis sdaxfür liefern, daß die Zeit

breit in Erscheinung treten-den Streben,
alles nur irgend Erforderliche zu tun, um

die durch den Krieg verlorenen Jahre
wieder einzuholen und die deutschen land-

wirtschaftlichen Produktions- und Absatz-
methoden auf gleiche Höhe mit den besten

für eine Reorganisation der

TrinkmilchversorgunginDeutischs
land gekommen ist. Ferner liegen
genügend Anzeichen vor, die deutlich er-

kennen lassen, daß die Nachfrage nach
hoch-wertiger qualitätsware

DLD -

Einrichtungen zu bringen, die in dieser
Hinsicht irgendwo sonst gefunden werden

können« Wir selbst haben hierbei vieles ge-
lernt, was uns in den Vereinigten Staaten von

Nutzen sein wird . .

,
. Viele Jahre hindurch hat die in

Deutschland geleistete wissenschaftliche Arbeit
ihr Teil zu den von amerikanischen Landwirten

erzielten Erfolge-n beigetrsagen. Wenn nunmehr der

Hinweis auf die in den Vereinigten Staaten in der Absatzregelung
und in anderer Richtung erzielten Fortschritte für Deutschland
von Nutzen sein sollte, so würde ein solches Ergebnis unserer
Arbeit nur die freudige Gegengabe unserer Kennt-

iiisse darstellen.«

z u n im m t, und »daßweitgehende Bedarfs-
.

veränderunsgenhinsichtlich der Art der ver-

langten Erzeugnisse eingetreten sind. Die zunehmtende Wür-

digung des Wertes von Molkereiprodukten-
Eiern, Obst und frischem Gemüse trete in Deutschland
genau so deutlich zutage wie in den U.S. A.

Bei. Behandlung der landwirtschaftlichenkfage
Deutschlandswird der Einfluß der Deflation auf das Ver-
haltnis zwischen Produzentenpreis und Kleinhandelspreis hervor-
gehoben. Steuerbelastung und Verschuldung,
Erachten, »landwirtschaftliche Erzeugerpreise
und landwirtscha tliche Löhne sowie die Abtren-
nung des deutschen Tandwirtes vom Markte seiner

555
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Erzeugnisse, wie in Ostpreußen, Oberschlesien, durch das V e r -

s a i l l e r D i k t a t werden einer rückhaltlosen Kritik unterzogen. —-

Was empfehlen die Amerikaner nun zur An-

passung der deutschen Landwirtschaft an die

g e g e n w ä r t i g e L sa g e ? Sie unterstreichen zunächst in diesem
Zusammenhang als g ü n st i g e F a k t o r e n die Tatsache, daß
allenthalben in Deutschland das Bestreben erkennbar sei, durch Um-

stellung und Annahme neuer Methoden zu einer Verbesserung der

Lage zu gelangen. Während zehn Jahre hindurch das Haupt-
problem Deutschlands darin bestand, g e n ü g e n d e N a h r u n g s -

mittelmengen zu schaffen ohne Rücksicht auf ihre Quali-
t ät , hätten sich die Verhältnisse so weit entwickelt,

litäte n. Ein großer Teil der schwersten Arbeit werde jetzt durch
Maschinen verrichtet. Auch dieser Umstand beeinflusse die Nach-
frage nach den genannten Erzeugnissen.

’

Alle von den Amerikanern gesammelten Zahlen zeigen, daß
in Deutschlanddie Preise für bessere Nahrungsmittel verhältnis-
mäßig mehr gestiegen sind als die für mindere Qualitäten. Diese
Erscheinung entspricht dem Wechsel der Verhältnisse, der sich in der

ganzen Welt vollzogen hat. Jn den Vereinigten Staaten

sei dieser Wechsel nach und nach eingetreten. Jn Deutsch-
land sehe sich der Landwirt ganz plötzlich dem Wechsel vom

Nahrungsmangel zu einem Überangebot der Weltproduktion bei

starker Nachfrage nach Qualität gegenüber. Er

daß es notwendig werde, die landwirtschaftliche .. . .. müsse sich·schsn e ll a n p a s s e n o d e r sch w e r c

Weltlage zu berücksichtigen
— Die e r st e F r a g e , verbråychankumällgnwounqerV e r l u st e e r l e i d e n. So sei z. B. einer der

die die Sachverständigen aufwerfen, lautet: Was
WMTO DMMW -1925,M6 wesentlichen Gründe der Leichtverkäuflichkeit von

hat sich in der übrigen Welt während der Zeit er-
stidcssofs E importiertem Obst in Deutschland in seiner hohen

eignet, als Deutschland isoliert war? Auf einigen RWWM k-:. Qualität zu suchen. Q u a l i t ä t s v e r b es s e -

Gebieten der Landwirtschaft finden sich in Deutsch- W» E rung der Erzeugnisse sei eine Aufgabe, die von

land die gleichen Verschiebungen wie in anderen — dem einzelnen Landwirt allein nicht gelöst werden

Ländern. Auf anderen Gebieten konnten entspre- szmszndsvszmum könne. Gewiß müsse der einzelne Landwirt eine

chende Umstellungen in Deutschland erst in Angriff jmwylejdizuandeien Ländern gute Ware erzeugen, aber wenn die Ware den Ver-

genommen werden, nachdem die Währung wieder Dzme

No » GRETCon braucher in guter Qualität erreichen solle, müßten
stabilisiert war. Infolgedessen sind noch große
Umstellungen durchzuführen. Die Sachverständigen
weisen auf die außerordentlichen Fort-
sch r i t t e der landwirtschaftlichen W i s s e n -

schaft in den U.S.A. und auf die Anwen-

DEUTS

dung dieser Wissenschaft in der prak- -—

tischen Landwirtschaft hin. Das gleiche gelte mit

Bezug auf die Steigerung der Arbeits-

leistung des einzelnen Arbeiters in der

Landwirtschaft Dieses Ergebnis sei teils

der Anwendung der motorischen
Kraft und neuen Maschinen zu
danken, sei aber zum größten Teil durch auf
wissenschaftlichem Gebiete erreichte
Fortschritte und durch die praktische Anwendung plan-
mäßiger Betriebsführung erzielt worden. Der Ein-

druck der Sachverständigen für Deutschland geht dahin, daß
die Zahl junger Leute, die für den praktischen und wissen-
schaftlichen landwirtschaftlichen Beruf ausreichend geschult sind,
sowie auch die Möglichkeiten zur Erwerbung solcher Schu-
lung nicht den bestehenden Bedürfnissen genügen.
Besonders wird der Mangel an genügend ausge-

statteten Instituten unterstrichen. Ein umfassendes Pro-
gramm für den Ausbau des Unterrichtswesens sei demnach
am Platze. Die Ergebnisse und Entdeckungen
der Forschungsanstalten müßten sofort in

Form von Berichten veröffentlicht werden.

Diese sollten für die Landwsirte allgemein-verständlich
abgefaßt sein.

Erhebliche Änderungen seien in der Tierernähs

rung einzuführen, besonders beim Füttern
des G eflügels und auf Grund der Erkennt-

PHOSPHO

t—-——-——-————·

viele Landwirte große Mengen dieses
Produktes erzeugen. Es müsse gesammelt, sortiert
und dem« Verbraucher in gutem Zustand zugeführt
werden. Die Qualitätsgrade seien gesetzlich zu
schützen. Der Umstand, daß Qualitätserzeugung
gemeinsame Arbeit verlange, sei vielleicht der

»

Grund dafür, daß die Produktion so stark gegen-
UEE über der Nachfrage für bessere Qualität im Hinter-

treffen geblieben sei.
Die Sachverständigenfassen daher in folgenden

Punkten die wichtigsten Probleme der

deutschen Landwirtschaft zusammen:
l. Verbesserung der Qualität der

Trinkmilchversorgung und Steigerung
des Milchkonsums und der Milcherzeugung.

2. Bessere Kontrolle der Tierkrankheiten.
Z. Verbesserung der Qualitäten von Obst und

frischem Gemüse; Standardisierung und

Verbesserung der Verfahren zum Sortieren, Verpacken und

Verkaufen, Steigerung des Konsums und der Erzeugung
.

dieser Produkte.
4. Verbesserung in der Reinlichkeit und der Quali-
tät der Eier, Standardisierung und verbesserte Methoden
zum Sortieren und Verkauf, Steigerung des Konsums und
der Erzeugung von Eiern.

5. Eine allgemeine Bewegung zur Standardisie-
r u n g und Normierung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ver-

bunden mit der Bezahlung des Landwirtes entsprechend der

Qualität seiner Erzeugnisse.
S. Bessere Ausnutzung der »Ar-

b e it in den landwirtschaftliichen Be-

nis des Wertes der Leguminosen,
bei der Fütterung von Milchkühen. In
den milchswirtschaftlichen Gegenden der U. S. A.
werde zum Anbau von Leguminosen Kalk
in großen Mengen verwendet, und zwar ge-
wöhnlich in der Form von gemahlenem Kalk-

stein. Eine erhebliche Verbesserung auf Grund
einer Auswahl des

Zuchtmaterials
und der

Leistung müsse die ualität der Milchkühe

Hac-

In des-deutschen Landwirtschaft
waren in Gebrauch tmjahmyoyEi verwies-I
Wokärooooraucht-In ,ooc

14600
Mitte-n I

i

’

«M

trieben.

7.(Größere Möglichkeiten für
lansdiwirtschiaftliche F o r ·sch u n g , fü r

schnelle unsd weiteste Ver-
b r e it u n g »der Forschungsersgebnisse
und für Unterricht in :Spezialfächern.

Die Lösung dieser Probleme würde viele

andere günstige Folgen nach »sichziehen. D i e

zunehmende Bevölkerung würde—

und des Geflügels erfahren.
Der genossenschaftliche Ein-

u n d V e r k a us müsse bedeutend zunehmen.
Auf diesem Wege sichere sich der Landwirt zu
einem gewissen Teile d i e V o r t e i l e

besser und sparsamer ernährt
werden, die Geswinne der Landwirt-

schaft würden zunehmen und die

Einsiushr würd-e abnehmen. —-

derMassenerzeugungnachdem
Vorbild industrieller Organisationen.

Jn der S t a n d a r d i s i e r u n g von landwirtschaftlichen Er-

zeugnissen sollen durch Schaffung von Qualitätsgraden
und Gesetzen, zu d e r e n S ch u tz Fortschritte erzielt werden. Es

seien ferner Vorkehrungen zu treffen, u m S t a n d a r d e r z e u g ·

nisse auf Grund von Lagerscheinen von öffentlich an-

erkannten Lagerhäusern zu b e leih e n.

Auf dem Gebiete der menschlichen Ernährung habe
man neue Entdeckungen bezüglich des N ä h r w e r t e s gemacht, die
die Nachfrage nach Nahrungsmitteln auf eine grundsätzliche neue

Basis stellen. Es handele sich wiederum um Milch , Eier,
F r ü ch te u n d G e m ü s e. Die Nachfrage nach diesen Produkten
sei auf die zunehmende Verbreitung der Kenntnis ihrer Nährwerte
und die zunehmende Kaufkraft der Arbeiterschaft zurückzuführen
Diese zeige sich auch in der Bevorzugung besserer Qua-
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Die Sachverständigen bringen in ihrem
Bericht sehr weitgehende kleine Einzelheiten,

die für den einzelnen Landwirt von größtem Wert sind, deren

Erläuterung aber» hier zu weit gehen würde. Es kann

daher jedem, der sich für diese Fragen interessiert oder inter-

essieren sollte, das Studium der bei Parey erschienenen Denk-

«chrift empfohlen wer-den. Die Ausführungen über die

ilchwirts chaft (enthaltend u. a.: Milchkuh, Molkerei-

industrie, städtischeMilch- und Sahneversorgung, Organisation der

Molkereien, Milchpropaganda, Preispolitik, Qualitätsprämien, ge-

setzliche Kontrolle, Butter, Käse, Eiscreme, Magermilch, Neben-

produkteund Reichsmilchgesetz nebst zahlreichen Untergruppen) um-

fassen allein 50 Druckfeiten Der zweite Hauptabschnitt Vieh-
und Fleischerzeugung, der sich u. a. mit der Stellung der

Viehzucht in der deutschen Landwirtschaft, der Rindviehhaltung und

ihrer Hebung, der Milchleistungsfütterung bei Kühen, den Weiden-

und Grünfutterpflanzen, der Fütterung der Kälber, Schweine.
Schafe, der Geflügelzucht, Kontrolle der Tierkrankheiten, Ställe und
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chronik des

8. M a i t919.

Reichspräsident und Reichsregierung
wen-den sich mit folgendem Aufruf an das deutsche Volk:

»Der ehrliche Friedenswille unseres Schwer dulden-den

Volkes fand die erste Antwort in ungemein harten Waffen-

stillstandssbedingungen. Das deutsche Volk hat die Waffen

niedergelegt und alte Verpflichtungen des Waffenstillstandes,
so schwer sie waren, ehrslich gehalten. Trotzdem seßten

unsere Gegner sechs Monate lang »den Krieg durch Aufrecht-

erhaltung der Hungersblockade fort. Das deutsche Volk trug

alle Lasten im Vertrauen auf die durch die Note vom

s. November von den Alliierten gegebene Zusage, daß dser

Friede ein Friede des lRechts auf der Grundlage der

14 Punkte Wilsons sein würde. Was uns statt dessen jetzt
in den Friedensbedingungen geboten wird. widerspricht der

gegebenen Zusagesp ist für das deutsche Volk unerträglich
und auch bei Aufibietung aller Kräfte -unerf·üllbar. — Gewalt

ohne Maß und Grenzen soll dem deutschen Volke angetan
werden. Aus solchem aufgezwiungenen Frieden müßte neuer

Haß zwischen den Völkern und im Laufe der Geschichte

neues Morden erwachsen. Die Welt müßte jede Hoffnung
auf einen die Völker sbefreienden und heilen-den, den

Frieden sichernden Völkerbund begraben. Zerstückelung

und Zerreißung des deutschen Volkes, Auslieferung der

deutschen Arbeiterschaft an den fremden Kapitalissmus zu

menschenunwürdiger Lohns-klaverei, dauernde Fesselung der

jungen deutschen Republik durch den lmperialsismus der

Entente ist das Ziel dies-es Gewasltfriedens. Die deutsche

Volksregierung wird den Friedensvorschlag der Vergewalt-i-
gung mit idem Vorschlag des Friedens des Rechts auf der

Grundlage eines dauernden Völikerfriedens beantworten . . . .

Die deutsche Regierung wird alle Kräfte anspannen, um für

das deutsche Volk dieselbe nationale Einheit und Un-

abhängigkeit und dieselbe Freiheit der Arbeit in Wirtschaft

und Kusltur zu erringen, welche die Atliiserten allen Völkern

Europas geben wollen —- nur unserem Volke nicht. Unser

Volk muß sich durch eigenes Handeln retten. Angesichts
dieser Gefahr der Vernichtsung müssen das deutsche Volk

und sein-e von ihm selbst gewählte Regierung zusammen-

stehen. Ohne Unterschied der Partei möge Deutschland

sich zusammenschließen in dem einmütigen Willen, das

deutsche Volkstum unsd die gewonnene Freiheit zsu bewahren.

jeder Gedanke, der ganze Wille der Nation gehören jeßt
der Arbeit für die Erhaltung und Wieder-ausfrichtung des

Vaterlandes . . .· .«

s. M ai 19t9.

Reichsministerpräsident Scheidsesmann

vergleicht im Friedensausschuß der Nationalversammlsung »die
Grundlagen, auf denen wir den Waffenstillstand abge-
schlossen haben, . . . und die hauptsächlichsten Bedingungen,

wie sie jetzt vorl-ie«gen...« Präsident Wislson sagt in Punkt4:

»Austausch ausreichender Garantien dafür. daß die natio- .

nalen Rüstungen auf das niedrigste mit der inneren Sicher-

-heit vereinsbare Maß herabgesetzt werden« Wie sieht der

Au stausch heute aus? sDer s. Abschnitt . . . beschränkt

den Umifang sder d eu t s chen Armee und Flotte sund schafft

die allgemeine Dienstpflicht in Deutschland ab, als

erster Schritt ziur allgemeinen Abrsüstung Punkt 5 von

Wilson: ,,«Einefreie, weitherzige und unbedingt unparteiische

Schlichtung aller kolonialen Ansprüche . . .« Und die Ver-·

winklsichung dieses sPrinzips7 sDurch den 4. Abschnitt liefert

Deutschland seine Kolonien und seine . . sin Afrika er-

worbenen Recht-e an sdsie Alliierten aius.

»Betgien muß . . . geräumt und wiederhergestellt wer-den . . .«

Gewiß, zu dieser Grundforderung hat sich Deutschland immer

wieder erklärt. Aber heißt es Wiederherstellung, wenn

Belgien neben Moressnet zwei deutsche Kreise, Eupen und

Malmedv, zugesprochen werden. iund ist es nicht eine Ver-

zerrung des Selibstbestsimmungsrechtes, wenn die Bevölke-

rung dort innerhalb 6 Monaten dagegen protestieren darf,
daß aber der Völkerbund . . . dann endgültig entscheidet?

Punkt 13 von Wilson: »Es sollte ein unabhängigerpolinischer
Staat errichtet werden. der die von unbestritten polnischen

Versailler

Punkt 7 von Witsoni

V e r t r a g e s (Fortsetzung.l

Bevölkerungen bewohnten Gebiete einschließen sollte, dem
ein freier und sicherer Zugang zum Meere zugesichert
werden sollte . . Und heut? Deutschland soll an Polen
den größeren Teil von Oberschlesien, Posen und die Provinz
Westpreußen auf dem linken Weichselusfer abtreten, Ost-

preußen soll durch einen sKorridor vom Reiche abgetrennt1
und lDanzig eine »tr-eie Stadt« wer-den, also asus dem Reichs-
verband aiusscheiden . . . Zwei große Prinzipien beherrschen
den Wislsonschen

«

Gedankengang: Nationale Selbst-·

bestimmung und Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken,
also nationale und wirtschaftliche Unabhängigkeit Und was

fordern heute die All-i.i-erten unsd Assoziierten7 Besetzung
der Rheinlande . . . auf längstens 15 jahre, tsjährige franzö-
sische Verwaltung des Saiarbechens . . . »dann Zurückkasuf der

Kohlenlager gegen Geld und Volksabstimrnung für welche
nationale Zuskunft sich dies rein deutsche Land . . . ent-

schließen wolle. Besonders bezeichnend . . . ist die ge-
forderte Abtretung der Nordostecke von Osfpretußen . . .

So sieht unser snationales Selbst-bestim-
-.miungsrecshst ausl iUnd unsere wirtschaftliche Unab-

hängigkeit7 sDas Dokument von Versailles wimimelt von

sturchbrechungen dieses . . . Prinzips . Aber ich will nur

die ein e, die ungeheuerlichste Bedingung anführen: inner-
halb ider nächsten zwei jahre soll Deutschsland 20 Milliarden
Mark in Gold, in Waren, Schiffen usw. bezahlen, und zwar

auf Grund einer iuns zu präsentierenden Schaden-ersah-
zashilung, die im lahre 1921 festzustellen sein würde. Zwei

lahre soll unser Wirtschaftsleben . . . unter idem Dsamoktes-
schwert ein-er unbekannten Forderung stehen« das jede Vor-
aussicht und jede Berechnung in Stücke shauen kann. Das
solt iunsere wirtschaftliche Unabhängigkeit seinl . . jedes
weitere Wort würde »die Unmöglichkeit und -Unbarmherzig-
keit dies-er Bedingungen abschwächen, die nichts anderes
sind als sein ibefristetes Todesurte«il.«

9. M ai t9t9.

Nach der ersten Durchsicht der Friedensbedingungen
schreibt Graf Brockdorff an clemenceau: »Die
deutsche Friedensdelegiation hat . . . . er-

kennen müssen, daß in entscheidenden Punkten die
vereinbarte Basis des Rechtsfriedens verlassen ist; sie
war nicht darauf vorbereitet, daß die aus-

drücklich gegebene Zusicherung auf diese
Weise illusorisch gemacht wird. Der Ver-
tragsentwurf enthält Forderungen, die für

kein Volk erträglich sind. Vieles ist außerdem
nach Ansicht unserer Sachverständigen une·rfül«lbar.« Der
Nachweis werde im einzelnen erbracht werden.

9. Mai t9t9.

Graf Brockdorff übers-endet clemenceau die

deutschen Vorschläge für die Errichtung eines Völkerbundes

auf demokratischer Basis:

10. M a si t9t9.

clemenceau antwortet auf die deutsche Note vom

9.: Die alliierten und assoziiertcn Mächte hätten sich bei der

Festsetzung der Vertrsagsbestimmungen ständig von den ver-

einbarten Grundsätzen leiten lassen. »Die Vertreter
der alliierten und. assoziierten Mächte
können keinerlei Erörterung ihres Rechtes

zulassen, die grundsätzlichen Bedingungen
des Friedens, so wie sie sie festgesetzt
haben, aufrechtzuerha-lten. Sie können nur Ans-

regungen praktischer Art »in Erwägung ziehen .

«

12. Mai 1919.
«

Ministerpräsident Scheidemann spricht in
der Nationalversaminlung über die Friedensbedingungem
»Was unseren Beratungesn zugrunde liegt, ist« dies dicke

Buch, in dem 100 Absätze beginnen: Deutschland verzichtet,
verzichtet, verzichtetl Dieser schauerliche »und mörderische

Hexenhammer . . . . darf nicht zum Geseßbuch der Zukunft
werden. Seit ich die Forderungen sin ihsrer Gesamtheit

ss
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kenne, käme es mir wie Lästerung vor, das Wilson-

programm . . . · mit ihnen auch nur vergleichen zu wollen . . . .

Uberall in Berlin hängt das Plakat, das für Unsere Brüder

in der Gefangenschaft werktätige Hilfe wachrufen will.

Traurige, hoffnungslos-e Gesichter hinter Gefängnisgitternl
Das ist das richtige Titelsbild für idiessen sogenannten
Friedensvertrag . . . . Deutschland wird, wenn diese Bedin-

gungen angenommen würden, nichts mehr sei-n eigen nennen,

was außerhalb . . . . seiner Grenzen liegt . . . . Deutschland
hat im Ausland aufgehört zu existierenl . . . . Das, ist das

Kerkerbild nach der einen seite. Dem Auslande zu ohne
schiffe . . . ., ohne Kabel, ohne Kolonien, ohne Asuslanids-

niederlassungen, ohne Rechtsschutz, ia selbst ohne das

Recht, mitzuwirken bei der Festsetzung der Psreise für die
,

von usns als-Tribut zu liefernden Waren. . . . Welche Hand

müßte nicht verdo-rren, die sich und uns in solche Fesseln

legte? Und dabei sollen wir die Hände regen, sollen

arbeiten, die sklavenschichten für das internationale Kapital
schieben, Frondienste für die ganze Welt leistenl . . . . Und

im lnland7 Die lothringischen Erze, die oberschslesische

Kohle, das elsässische Kali, die saargr-uben-, die billigen
Nahrungsmittel Posens und Westprseuß"ens, alles soll außer-
halb unserer Grenzen stiegen . . . . lm innern . . . . alles ein

Frondienst, für dessen Produkte sdie Preise vom Abnehmer

festgesetzt werden; »wic, das hat Frankreich Ihnen gezeigt,
das uns die im saarbecken gefördert-e Kohle mit 40 Mark

pro Ton-ne bezahlte und sie im eigenen Land und nach sder

schweiz für 100 Frank verkauft hat.

die großen und kleinen Schlingen nachweisen, in deren

Gesamtheit sich eingroßes Volk zu Tod-e verstricken soll,
getreu dem Worte des Feindes: ,Wenn Deutschland in den

nächsten 50 lahren wieder Handel zu treiben beginnt, ist

dieser Krieg umsonst geführt worden.· . . . . Was soll ein
Volk machen, das bei Festsetzung seiner Verpflichtungen
nicht mitreden darf, sondern dem man »billig Gelegenheit
gibt, sich zsu äußern, ohne daß es«an den Entscheidungen
beteiligt würde«, auf dessen eigene Bedürfnisse kein Mensch

Rücksicht nimmt und dessen Ansprüche man mit einer Hand-

bewegung wegstreicht . . . . Und weil vielleicht all dieses

Maß von— Fesselung und Demütigung und von Ausrasusbung
noch nicht ausreicht, um jede günstige Vernichtungsmöglichis
keit «auszunützen, . . . . offen- für erbärmliche Versklavunsg
für Kinder und Ki-ndeski.nder: Deutsch-land verpflichtet sich,
alle Akte der Gesetzgebung, alle Bestimmungen und Vier-

ordnungen einzuführen, in Kraft zu setzen und zu veröffent-

lichen, die nötig sein könnten, um die vollständige Aus-

führung der oben erwähnten Festsetzungen zuzusagen.«
»Genugl Ubergenugl . . . . Dieser Vertrag ist nach Auf-

fassung der Reichsrsegierung unannehmbar . . . .«

12. M ai l9l9.

Baron sonnino lsltalienl führt im Vsiererrat zur Verteidi-

gung der italienischen Landforderusngen aus, »daß, um der

Tschechoslowsakei einige 60 sKislometer Eisenbahn zu geben«
ungefähr 60 000 Magvaren der tsdiechoslowakischen
souverän-Käf unterstellt werden müßten. Dies sei geschehen,
um eine durchgehen-de Bahnverbinsdsung zwischen Tschecho-

slowakei und Rumänsien zu gewährleisten. ln ähnlicher Weise
seien nicht weniger als 280000 Msagvaren Rumänien über-«

antwortet word-en, und in Polen seien zusammen
mit 100 Kilometern schienenstrang einige
hunderttausend Deutsche zu polnischen
Untertanen gemacshtworden.«

lZ. M ai 1919.

Graf Brockdorfstasntzau
menceau drei Noten.

Die erste Note untersucht die Wirkung des

Friedensvertrages auf die wirtschaftliche
l. a g e D e u t s e h l a n d s und zieht den Schluß: »Werden
die Friedensbedingungen durchgeführt, so bedeutet das ein-

fach, daß viele Millionen Menschen
.

in Deutsch-land zu-

grunde gehen müssen.«· s

lDie zweite Note behandelt die Kriegsschuld-
frage: Der den Reparationsteil des Vertrages ein-

üsbersendet cle-

lch will lhnen nicht alle -

leitende A rtikel 231 fordere von Deutschland, daß es an-

erkenne, mit seinen Verbündeten »als Urheber für

alle Verluste und alle schäden verant-
wortlich« zu sein, »welche die alliierten und

assoziierten Regierungen und ihre Staats-

angehörigeninfolgedesihnendurchdenAn-
griff Deutschlands unsd seiner Verbün-

deten aufgezwungesnen Krieges erlitten
haben«. Deutschl-and halbe sich, so führt die Note hierzu

aus, auf Grund der Note des staatssekretärs Lanssing vom

s. November 1918 zur Wiedergutmachung verpflichtet, un-

abhängig von der Frage der schuld am Kriege. Aus einer

schuld der früheren deutschen Regierung an der Ent-

stehung des Weltkrieges könne kein Recht auf Entschädi-

gung abgeleitet werden. Die Vertreter der feind-

lichen Regierungen hätten zudem wieder-
holt erklärt. daß das deutsche Volk nicht für

die Fehler seiner Regierung verantwortlich

gemacht werden solle. »Das deutsche Volk hat den

Krieg nicht gewollt und würde einen Angriffskrieg niemals

unternommen haben.« ln seinem Bewußtsein sei der Krieg
stets ein Verteidigsungskrieg gewesen. Au c h k ö n n e d e r

früher-en deutschen Regierung nicht die

alleinige oder die hauptsächlich-: schuld a«m Kriege
z u g e s p r o c h e n w e r d e-n. Der Vertragsentwurf ent-

halte hierfür keinerlei Bewseise. Die deutschen Delegierten
bitten daher um Mitteilung des Berichts der von den alli-

ierlen und assoziierten Regierungen eingesetzten Kom-

mission zur Prüfsung der schuld am Kriege.

Die d ritte Note wendet sich gegen die im Vertrags-
entwurf vorgesehenen, der vereinbarten Friedens-grundlage
widersprechenden Annexionen von Gebieten des

Reiches, »die nicht unzweifelhaft von einer Bevölkerung
fremden stammes bewohnt s.isnd«·

Vor allem bezeichnet sie es als unzulässig, daß —- wie
im Falle des s aa r g e biete s ·- deutsche Bevölskerungen
verschachert werden. um finanzielle oder wirtschaftliche

Forderungen der Gegner Deutschlands zu sichern. »Es
dürfte in der Geschichte der neueren Zeit
kein Beispiel dafür geben, daß eine zivili-
sierte Macht die andere-veranlaßt hat, ihre

Angehörigen als Gegenwert für eine summe
Goldes unter fremde Herrschaft zu bringen-«
Wenn die Abtretung des sasargebieles eine Entschädigung
für die Zerstörung no-r-dfranzösischer Bergwerke darstellen

soll-e, so könne und müsse »die Natur-alentsschädigunsg auf

einem anderen Wege gesucht werden als dem einer Fremd-

herrschaft, die auch bei den menschlichsten Absichten der

Regierungen immer gehässig bleisbt«. Die deutsche Dele-

galion sei daher bereit, den Ausfall in der Kohlenförderung
der zerstörten französischen Gruben durch Lieferung deut-

scher Kohlen «zu ersetzen. Für die Abtretung von Preu-

ßisch-Moresne-l und desr Kreise Eupen und

Malmedv an Belgien ssei kein Grund zu erkennen. »Es
ist keinerlei Beweis dafür zu erbringen, daß diese Kreise

von einer unzweifelhaft nichtdesutschen Bevölkerung be-

wohnt werden.« Die Volksaibstimmung habe hier nach den

vereinbarten Friedensgrunidsätzen kein-e innere Berechti-

gung, gebe auch der Bevölkerung nur scheinbar eine Mit-

bestimmsung an ihrem künftigen schicksal und solle nach dem

Friedensentwurf nicht einmal ausschlaggebend sein, »viel-
mehr würde eine lnstanz lder Völkerbundl, an der Deutsch-

land in keiner Weise beteiligt ist, auch dann nach freiem

Ermessen üsber die Zukunft-des Gebietes bestimmen, wenn

die Bevölkerung ihren Willen kundgetan hätte, bei Deutsch-

land zu verbleiben«.

16. Mai l9l9. ·

clemenceau übersendet der deutschen Delegation
einige Berichtigungen zurn Vertragsentwurf.
Diarnach erhält u. a. der Abschnitt über 0 s t e r r e i c h

nunmehr folgende schärfere Fassung: »Deutschland wird

die Unabhängigkeit Osterreichs sin den Grenzen, welche im

Vertrage zwischen diesem staate und den hauptsächlichen
alliierten und assoziierten Möcht-en festgelegt werden.

« «»—-...LM««37;
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strsikte anerkennen. Deutschland erkennt an, daß-diese
Unabhängigkeit unabänderlich ist, ausgenommen mit Zu-

stimmung des Völskerbundsrastes.«
lm 14. Teil tBürgschaften für die Durchführunglhatte

Art. 430 bisher gelautet: »ste-llt die Reparatiions-
kommission während der Beseßung fder Rhein-lande)

oder nach Ablauf der oben ltiir die Beseßungl vorgesehenen
15 lahre fest, daß Deutschland sdie ihm nach dem gegen-
wärtigen Vertrag obliegenden Verpflichtungen lalso nicht

bloß die Reparationsvesrpflichtungenl oder einen Teil der-

selben nicht erfüllt hat, so werde-n die im Artikel 439
genannten fBesseßungs-·) Zonen sofort wieder durch die

alliierten und assoziierten streitkräfte ganz oder teilweise
besetzt« Die neue Fassung beschränkt »die Feststellung
der Repasrationskoimmission auf die Reparationsverptlich-

tungen und läßt die Wiederbeseßung der geräumten Zonen

nur zu, wenn Deutschl-and sich weigert, seine Re-

parationsverpflichtungen ganz oder teilweise zu erfüllen.

t7. M a i t9t9.

Der ehemalige Generalstaatsanwaslt Bullitt erklärt

seinen Austritt aus der amerikanischen Friedensdelegation
und schreibt gleichzeitig an Wixlsom » . · . Ich habe zu den

Millionen Menschen gehört. die unbedingtes Vertrauen zu

Ihren Führereigenschaften hatten und die glaub-len, daß sie

nur einen Dauserfrieden, der auf selbstloser und un-

parteiischer Gerechtigkeit aufgebaut wäre, annehmen

würde-n. Nun hat aber unsere Regierung eingew.illigt, die

leidenden Völker neuen Unterdrückungem neuer Freiheits-

beraubung und neuen Zerstücklungen auszuliefern . . .

Rußland . . . ist nicht einmal gehört worden. Die ungerechten
Beschlüsse der Konterenz über schantung, Tirol,
Thrazien, Ungarn und Ostpreußen, über Danzig,
das Saarbecken und üsber die Preisgabe des

Grundsatzes der Freiheit der Meere werden

zweifellos neue internationale Konflikte hervorrufen

Wir wissen alle, daß sie persönlich ein Gegner dieser

ungerechten Beschlüsse sind, und daß sie sie nur unter

einem stark-en Druck angenommen haben. Nichtsdesto-

weniger bin ich überzeugt, daß, wenn sie einen offenen

Kampf geführt hätten, statt nur insgeheim zu arbeiten, sie

die öffentlich-e Meinung der ganzen Welt auf lhrer seite

gehabt hätten, daß sie mit ihr zusammen dem auf sie aus-

geübten Druck hätten Widerstand leisten und die neue

internationale Ordnung auf den breit-en und allgemeinen
Grundsätzen des Rechts und der Gerechtigkeit hätten auf-

bauen können. von denen sie bis dahin immer zu sprechen
liebten. lch bedaure es, daß sie nicht bis zum Ende für

unsere gerechte sache gekämpft und daß sie so wenig
Vertrauen zu den Millionen von Menschen gehabt haben,
die in allen Völkern lhnen ebenso vertraut haben wie ich

sel-bst.«
ts. M ai t.9t9.

Graf Brockdorfstantzau bezeichnet in einer

Note an clemsenceau den durch Art. 438 des Vertrags-
entwurfs beabsichtigten Ausschluß der deutschen Mission

als eine Maßregel von -..«besonders gehässigem charakter«

und erklärt, daß der Art. 438 zu denjenigen Bedingungen
des Vertriagsentwurfs gehöre, »die den Eindruck

machen könnte-n, als seien sie dazu be-

stimmt, die Wiederaussöhniung der Völker

viel mehr zu verhindern als anzubahnen«. Um

diese unheilvolslen Folgen zu verhüten, empfiehlt er eine

mündliche Erörterung der Frage.

- 19. Mai 1919.

Die aliliiserten und assoziierten Mächte fragen in Bern

an, ob die schweiz bereit wäre, bei der möglichen Ver-·

schärfung der Blockade gegen Deutschland eine strengere
Maßregel zu ergreifen, d. h. den gesamten Handel mit

Deutschland zu verbieten.

Zi. M a i t9t9.

c l e m e n c se a u antwortet auf die deutsche «Note. vom

13. Mai über die Kriegsschulldfrage: D i e V e r p f l i c h t u n g

zur Entschädigung,-die Deutschland im No-
vember 1918 übernommen habe, könne nur

verstanden werden, »wenn ihr die Verant-
wortlichkeit des Urhebers der schuld als
Ursache zugrunde liegt«. ln der Note des staats-
sekretärs Lansing vom s. November 1918 sei gesagt. »daß
aus dem Angriff Deutschlands zu Wasser, zu Lande und in
der Luft die

»
Entschädigungspflicht hervorgeht. Die

deutsche Regierung hat, indem sie keinerlei Protest gegen
diese Behauptung einlegte, ihre Wohlbegründetheit an-

erkannt . . . sie erklären weiter, daß das deutsche Volk
nicht für die Haltungder früheren deutschen Regierung
verantwortlich gemacht werd-en könne1l. Deutschl-and hat
insdessen nie erklärt — und eine solche Behauptung würde

allen Prinzipien des Völkerrechts zuwiderlauten -, daß
eine Veränderung seines politischen Regimes oder eine

Umwandlung seines Personals genügen würde, um die von

der Nation übernommenen Verpflichtungen ungültig zu

machen.« Der Bericht der von der Friedenskonferenz ein-

gesetzten Kommission sei eine innere Angelegenheit und

könne nicht mitgeteilt werden-

22. Mai 1919.

General smuts fsüsdsafrsikat kritisiert in seinem Brief
an Llovd George den Friedensvertrag: »t. . . . Die gefähr-
lichste Bedingung des ganzen Vertrages ist die Be-

ssetzung des linken Rheinufers für die Dauer von

fünfzehn lahren — und sogar darüber hinaus . . . Das

wenigste, was geschehen sollte. ist, daß die tranzösische

Besaßungsarmee auf eine vernünftige Zahl beschränkt wird,
und daß Vorkehrungen getroffen werden, um die Zivil-

bevölkerung und -verwaltung in keiner Weis-e unter mili-

tärische Rechtsordnung und Regel zu stellen, und daß die

deutsche Regierung ungeschmälert die Zivislverwaltuing des

besetzten Gebietes behält« Angesichts der in der Beselzung
liegenden Gefahr für den Frieden, des am-erikanisch-en·g-
lisch-französischen Garantievertrages, »der Entwatfnungs-
und Entmilitariisierungsvorschriften ,,sollt-en die Beselzungss
bestimmungen lsim Vertragl gestrichen werden« »Z. Das

saarbecken . . . Der deutsche chapakter der Haupt-
masse der Bevölkerung steht außer Frage. und es besteht

daher keine Notwendigkeit, am schlusse der is lahre eine

Volksabstimmung-.»abz-uhalten.« Die sonderverwasltung sei

»ein plusmpes usnsd tatsächlich ungerechtfertigtes Mittel«, sie

sollte »auf-omati-sch nach fünfzehn lahren, sobald Deutsch-
land die Kohlengruben zurückerwerben kann, aufhören . .

»Z. Die Reparationsk«lauseln. Mir ist berichtet,
daß . . . der tatsächlich in unseren Reparationsklauseln an-

genommene Plan undurchführbar sei und die Gans, die die
-

goldenen Eier legen soll, töten müsse. . . . ich meine, wir

sollten bereit sein, anzuhören, was die Deutschen zur Kritik

unseres Reparationspslanes zu sagen haben, und ihn so ab-

ändern, daß er durchführbar ist usnd Deutschlands lndustrie
nicht in den paar folgend-en lahren verstümmelt. . . . Wenn

wir auch an unserem Repanationsplsan im allgemeinen fest-

halten, so würde ich doch . . . die Artikel, die die künftige
Zsuteilung von Kohlen und Kohlenprodukten sowie den
künftigen schiffsbau behandeln, streichen. . . . lch würde
bestimmt den französischen und Ibelgischen Fabrikanten die
Vollmacht entziehen, in deutschen Fabriken herumzurennen,
um sie der Maschinen zu berauben, die sie für ihre Werke
für notwendig halten mögen . . »4. Deutschlands
östliche Grenze. lch bin überzeugt, diaß wir bei der
ungebührlichen Vergrößerung Polens nicht nur den Urteils-
spruch. der Geschichte umstürzen, sondern einen politischen
Kardinaltehler begehen, der sich noch im Laufe der Ge-
schichte rächen wird. Das neue Polen wir-d Millionen
Deutscher — und Russen —

. . . umfasse-n.« Deutschland

und Rußlsand würden sicher wieder Großmächte werden, das
zwischen ihnen eingeklemmte Polen könne nur bei ihrem
guten Willen gedeihen. Polen werde ein Fehlschlag werden,
selbst wenn es die notwendige Herrsch-afts- und Ver-

waltungsfähigkieit besäße. »selbst jetzt, wo die Konferenz

1) Tatsächlich hat-te 1GrafBrockdorff etwa-s gnu- nnderes erklärt« stehe oben
unterm Is. Mast.
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ihre sitzungen abhält, bieten die Polen den Großmächten
Trotz; was wird sich erst in Zukunft ereignen, wenn die

Großmächte uneins sind und sich in den Haaren liegen?«
Die im Friedensvertrag provisorisch festgelegte Grenze

Polens müsse revidiert werden. Oberschlesien und alle

wirklich. deutsche-n Gebiete sei-en Deutschland zu belassen,
die Grenzen der freien stadt Danzig Seien enger Zu Ziehen

und die stadt sei unter deutscher Oberhoheit mit ein-er dem

Völkerbund unterstellten Verwaltung zu belassen. »S. Die

strafklauselsn« forderten mehr, »als eine Regierung
« mit Ehrgsefühl usnd Achtung vor ihrem Volke zu »unter-

zeichnen vermag.« . . . »ö. Die miilitärischen und

Luftfahrzeugkla-useln.« Für ein-e »so große Be-

völkerung in ein-ein solchen Zustand innerer Gärung und

mit Grenzen und Nachbarn, wie sie Deutschland besitzt,«
sei-en 100 000 Mann zu wenig. Auch sei es ein Unrecht,
Deutschland keine Tansks und militärische Lsuftfahrzeuge zu

lassen. »7. lnternationale Flüsse und Eisen-

-bahnen.« Die für die Flüsse und Eisenbahnen, welche

Ausgänge für die neuen staaten bilden, festgesetzte Ver-

waltung sei gänzlich undisksutasbel »Diese Flüsse sollen von

Ausschüssen verwaltet werden. die eine kleine Minderheit

deutscher Vertreter enthalten, und das sogar bei jenen

Flüssen, die ausschließlich deutsch sind. Englische, italie-

nische, französische, skandsinavische und belgische Vertreter

bilden die Mehrheit. Es ist genau so, als wenn die

Themsssekornmisssion fast ausschließlichaus
Vertretern fremder Regierungen bestände.

...Fast alle Bestimmungen isn bezug auf deutsche Flüsse und

Eisenbahnen sind hoffnungslos einseitig und scheinen

lediglich die Absicht zu verfolgen, das gesamte Prinzip der

lnternationalissiersung in Mißkredsit zu bringen« . . .

»s. Nadeslsticsh e.« Der Vertrag sei »von kleinen, ver-
"

,hältnismäßig unwichtsigen Bestimmungen erfüllt, die keinem

nützlich-enZwecke dienen, sondern unnötig die Gefühle eines

geschlagenen Feindes ver-letzen und verwunden müssen. . . .

lch bin für eine drastische Revision aller derartiger
Nadselstiche »9. Vorschläge zur Durchführung der

Änderungen . . . lch bin nicht nur darum besorgt, daß die

Deutschen einen fairen und guten Friisedensvertrag unter-

zesichn«en,sondern daß sie auch um der Zukunft willen nicht

bloß . . . mit der spitze der Basjonette zur Unterzeichsnung
gezwungen werden. Es sollte unmöglich sein, daß der Ver-

trag späler durch das deutsche Volk moralisch in Verruf

gebracht w.ird.« Um das zsu erreichen müsse mündlich

mit den Deutschen verhandelt werden. Durch

Anhörung und Erwägung der deutschen sache, durch Ent-

fernung jedes scheins der Einseitigkeit und durch Vermei-

dung eines unnötigen sDiktats werde die moralische Autorität

des Vertrages nur um so größer und verbindlicher werden.

»Die endgültige ssanktiion dies-es großen lnstruments muß
sei-ne Anerkennung durch die Menschheit sein.«

27. Mai 19l9.

P. B. Noves, amerikanischer Zivilkommissar im

Rheinland, macht den Präsidenten Wilson auf die Gefahr

aufmerksam, daß im R h esinl and sein »unheilvolsler Fehler«

begangen werde. Das Rheinlandabkomimen sehe währen-d

vieler lahre »ein-e unerträgliche Unterdrückung einer Be-
«"

"völkenung von 6 Millionen vor«. Das Grundpri:nz-ip des Ab-

kommens sei schlecht. Die OEinguartsierung einer feindlichen
Armee in Friedenszeiten in einem Lan-de als dessen Herr,
und die Einguartiserung von Truppen müsse bei der Zivil-

.bevölkeru.ng Haß und schließlich Unheil erzeugen. Die

amerikanischen Befehlshaber der Besatzsungsajmee »unter-
schreiben inachdrücklichst obige Behauptungen. sie sagen,

daß eine Besaßsungsarmee selbst mit den besten Absichten
sich schlimme-r Ubergriffe schuldig machen wird. . . . Ge-

walt und immer mehr Gewalt bezeichnen unvermeidlich die

«Geschichte einer derartig lang ausgedehnten Besetzun-g.«

28. M a i 1919.

Graf Brockdorff-Rantzau übersendet

menceau die vom 27. Mai datierten Bemerkungen
derdeutschen Sachverständigen Hans Del-

Js-

cle-
"

brück, Max Weber, Max Graf Montgelas
und Albrecht Mensdeslsso-hn-Bartholdv zum

Bericht der Kommission der all.iierten und
assoziierten Regierungeniibesr die Verantwort-
lichkeiten der Urheber des Krieges.

Der Bericht der alliierten und assoziierten Kommission
war zu folgenden schlußfolgerungen gekommen: l. »Der
Krieg ist von den Zentralmächten ebenso wie von ihren

Verbüsndeten, der Türkei und Bulgarien, mit Vorbedacht

geplant worden und er ist das Ergebnis von Handlungen,
die vorsätzlich und sin der Absicht begangen wurden, ihn un-

abwendbar zu· machen. ln Übereinstimmung mit Ost-erreich-

Ungarn hat Deutschland vorsätzlich daran gearbeitet, die
zahlreichen vermittelnden Vorschläge der Ententemächte
auf die seile zsu schieben und ihre wieder-holten Be-

mühungen, den Krieg zu verhüten. zunichte zu machen.«

Il, »Deutschland und Osterreich haben vorsätzlich die . . .

belgische Neutralität und die . . . Luxemburg gegenüber

garantierte Neutralität verletzt.«

Die deutschen sachverständigen betonen »in ihren Be-

merkungen zunächst die Notwendigkeit einer unpartesiischen
Untersuchung und gelangen nach Widerlegung von »vielen
völlig unhaltbaren Ansichten« im gegnerischen Bericht zu

dem schluß: »Den Weltkrieg hat Deutschland,
wenn auch dieses Risiko i:n den Kreis der Betrachtungen
gezogen war, nicht gewollt. Die deutsche Regierung
galt während mehr als 40 lehren, um die eigenen Worte

des Kommissionsberichtes zu gebrauchen. als »Vor-

kämpferin des Friedens« . . . Eroberusngspläne lagen den Ge-

danken der leitenden deutschen staatsmänner w-eltenfern.

Anders war das in Rußland. Die Verwirklichung der Ab-

sichten der führenden panslawistischen Kreise war ohne

Knieg nicht erreichbar. Diese friedenssfeindlichen Elemente

setzt-en in den entscheiden-den Tagen ihren Willen durch.

Denn gerade in dem Augenblick, da der Friede gesichert
schien, traf Rußland die Maßnahmen, dieihn unmöglich
machten. Die Unterzeichneten können nicht umhin, der

Ansicht Ausdruck zu geben, daß, wenn von London und

Paris ein ebenso starker Druck auf Petersburg ausgeübt
worden wäre, wie von Berlin auf Wien, der verhängnisvolle

schritt, den kriegslustige Militärs gegen den Willen des

Zaren dsurchzusetzen wußten, unterblieben wäre.« Die

Verletzung der belgischen und luxembiurgischen Neutralität

bezeichnen die deutschen sachverständigen in Ubereinstirn-

mung mit der Erklärung des Reichskanzlers Bethman.n-l"loll-

weg vom 4. August 1914 als ein »w—ieder«gutzumachendes
Unrecht«. —- Zum schluß erklären sie: »Man kann nach

unser-er Ansicht grundsätzlich nicht in der Art, wie es der

gegnerische Kommissiosnsbericht tut, die Frage einer Kriegs-
ursache durch Aufzählung von formellen Anlässen lösen,
welche einen bestehenden Zustand politischer Hochspansnung
in einen Krieg hiinübergleiten ließen. Neben der völligen
und erstaunlichen lrrtümlichkeit der Darstellung der Einzel-

tatsachen liegt dar-in der grundsätzliche Fehl-er des ganzen

Verfahren-s. Man wir-d vielmehr folgende Fragen aufwerfen

müssen: l. Welche Regierungen hatten in der Vergangen-
heit am meisten jenen Zustand dauernder Kriegs«bedroht-
heit gefördert, unter welchem Europa vor dem Krieg jahre-
lang gelitten hat7 Ferner und im Zusammenhang damit:

2. Welche Regierungen haben politische und wirtschaftliche
lnteressen verfolgt, welche nur durch einen Krieg ver-

wirklicht werden konnten? Was zunächst die zweite Frage
anlangt, so können wir die Bemerkung nicht unterdrücken,

daß künftig für die Antwort darauf wohl auch die Friedens«

bedingungen, vor allem diejenigen wirtschaftlicher und terri-

torialer Art, welch-e jetztszur Diskussion stehen, als Be-

weismittel dienen werden. wenn auf ihn-en beharrt werden

sollte.« Nach einer Prüfung des Verhaltens der einzelnen

Großmächte im Lichte der beiden Fragen enden die Be-

merkungen mit folgenden Feststellungen: »Der Zaristnus,
mit welchem eine wirkliche Verständigung vollkommen aus-

geschlossen war, bildete das furchtbarstse svstem der Ver-

knechtung von Menschen und Völkern, welches —- bis zu

diesem ietzt vorgelegten Friedensvertrage —- jemals er-

sonnen worden ist.«
«
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Silos, dem Handel mit lebendem Vieh und Fleisch beschäftigt, ist-
40 Seiten stark. .

·

Die Sachverständigenhaben bei der Lösung ihrer Aufgabe,wie
teils schon angedeutet, eine Reihe von anderen Fragen in den Kreis

ihrer Betrachtungen miteinbezogen, wie Bodenpolitik,Genossen-
schaftswesen, Arbeitseffekt, Standardisierung, Kreditwefen, S.a-

tiftik, Lagers und Kühlhäuser sowie Unterrichts-und Forschungs-
wesen. Die landwirtschaftliche» Statistik in

Deutschland wird als viel zu wenig au«sgebaut·be-
zeichnet. —- Jn dem Abschnitt Bodenpolitik wird die »uns«elige
Güteraufteilung« durch« falsche Erbteilung gegeißelt.
Man sehe daraus, daß es leicht sei, sie aufzuteilen, sehr schwer, sie
wieder zu vereinigen.

«

Von ganz besonderem Wert dürften die«,,Z e h n G e b o t e fu r

erfolgreich (kaufmännisch) arbeitende Genossen-
fch aften« sein.v Sie lauten: «

. « »

l. Die Genossenschaften werden von den Mitgliedern über-
wacht, auf deren Wünsche und Bedürfnisse sie Rücksichtzu nehmen

haben.
2. Die Mitglieder werden über Zweck, Tätigkeit und Auf-

gaben der Vereinigung genau orientiert.
.

Z. Eine sachverständige Geschäftsführung wird
durch die Wahl von Leitern verbürgt, die mit der Handelspraxis
des von der Genossenschaft abgesetzten Produktes auf das beste ver-

traut sind.
q. F inanziell werden die Geschäfte vorsichtig geführt, und

um die Organisation auch in schlechten Zeiten durchhalten zu

können, Rücklagen angesammelt.

5.Nur eine einzige Ware oder Gruppe verwandter

Erzeugnisse wird gehandelt, die Beschäftigung mit verschiedenen
ergänzungsweise hinzugenommenen Erzeugnissen wird abgelehnt.

S. Es wird ein für einen rentablen Betrieb ausreichender
Umfang des Geschäftes verlangt.

’

7. Mit den Mitgliedern werden feste Verträge oder Ab-

machungen abgeschlossen, um der Leitung die Möglichkeit zu geben,
auf gesunder geschäftlicherGrundlage zu arbeiten.

8. Tätigkeit und Aufgabenkreis der Organisation werden

genau umschrieben, und ihre Arbeit bleibt auf diesen Kreis

beschränkt.
"

9. Die Genossenschaft arbeitet o h ne eige ne n G e w i nn.

Sämtliche Gewinne, soweit sie nicht für die Reserven-
bildung oder den Geschäftsaufbau benötigt werden, führt sie an

die Mitglieder ab.
lo. Auf die Qualitätsverbesserung des Erzeug-

nisses wird besonderes Gewicht gelegt, ebenso «an Standar-

disierung, Gradierung, bessere Verpackung und Bezahlung der

Mitglieder nach der Qualität der von ihnen gelieferten
Erzeugnisse.

Zieht man aus diesen Darlegungen die Schlußfolgerungen,·so
ist zweifellos festzustellen, daß die amerikanischen Sachverständigen
außerordentlich klug und unterrichtet ihre Untersuchungen angestellt
und ihre Vorschläge gemacht haben. Die deutsche Landwirtschaft
sollte mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln versuchen, die Vor-

schläge zur Durchführung zu bringen. Alles das kann aber nichts
nützen, wenn nicht wie in den Vereinigten Staaten selbst eine ver-

nünftige Staatshilfe die Voraussetzungen für die notwendigen
Selbsthilfemaßnahmen schafft.

Das österreichischeKeparationsproblem
Von Dr. Heinz von paller (Wien).

Daß es auch ein östierreichsischses Reparationss
problem gibt, haben in den letzten Jahren auch die schonfast
vergessen, die es am nächstenangeht, nämlich die Osterreicher.
Erst die Vorgänge auf der pariser Sachverständigenkonferenz
und besonders die unerwartete Aktion Italiens auf der

Haager Tagung der Gläubigerniächteund Deutschlands hat
der politischen Öffentlichkeitwieder in Erinnerung gebracht,
daß auch der mit Deutsch-österreichgeschilosseneDiktatfriesden
von St. Germain en-· Laye Fragen offengelassen hat, die

nun nach dem Ergebnis dser Haager Konserenz nach- einer
Lösung drängen. Ebenso wie sdas Deutsche Reich hatte Ja

auch »die junge deutschösterreichischeRepublik nach Artikel 177

des Staatsvertrages von St. Germain die Kriegsschulsdlüge
auf sich nehmen müssen und damit asuch die folgenschwere
Verpflichtung, für alle durch OsterreichsUngarn im Welt-
kriege verursachten Verluste und Schäden aufzukommen Die

»Wiedergutmachungssuinme«war jedoch — analog dem Ver-

saillser Vertrag —- im St. Germainer Vertrag ·nochnicht ge-

nannt, sondern sollte erst von der »Commission des repa-
rations« fest-gesetztwenden, einem Ausschuß, der mit dem

im Artikel 253 des Versailler Vertrages genannten identissch
ist. Es ist bekannt, daß dieser Tribut niemals festgesetzt
werden, das heißt, Deutschösterveichsüberhaupt keine Repa-
vationen bezahlen konnte, sondern vom ersten Tag seines Be-

tandes an — um überhaupt leben zu können — auf aus-

ländischseHilfe angewiesen war. Die Reparationsverpflich-
tung Deutschösterreichsberuhte also auf der Annahme der

alliierten Mächte, daß erstens OfterreichsUngarns neben dem

Deutschen Reichs für den Ausbruch des Wseltkrieges mitver-

antwortlich und zweitens, daß die junge österrseichische
Rsepublik sowohl sdie moralische wie aber auch die juristische
Ersbin des alten Donaustaates sei.

Anläßlich des zehnten Gedenktages der Überreichung der

Friedensbedingunsgesn von St. Germain vom 2. Juni 1919 ist
an dieser Stelle-J schon daran verwiesen worden, wie sehr
diese Annahme der gegnerischen Staaten — vor allem die

von Deutschösterreichstets entschieden abgelehnte Ver-ant-

wortung des neuen deutschen Kleinstaates für die wirtschaft-
lichen Last-en-der öfterreichischiungarischenGroßmacht — zu

politischen und wirtschaftlichen Fehliurteilen geführt hatten,
die so rasch zutage traten, daß schon der zweite und be-
sonders der dritte und letzte Tsext des St. Germainer Staats-

s) Siehe erstes Zuniheft 1929-

viertrages wesentliche Änderungen aufwiesen. Aber Deutsch-
österreichs Repariationsverpflichtiung wars dennoch- stehen-
geblieben. Dem Lande, sdaßschließlich1922 sich einer Völker-

bsundkontrolle unterwerfen mußte, sum eine große, staat- und

wirtschaftserhaltendse Anleihe zu erhalten, war eine Schuld
überschrieben worden, deren Größe es bis heute nicht kennt.

Allerdings konnte Deutschösterreich durch Erlangung der

Völkerbundanleihe auch sei-n Moriatorisum erreichen-, »das bis

zum Jahre 1943 befriftet ist. Zum Unterschied von Deutsch-
land, dessen Repartationsverpflichstung im Haag nun endlich
auch zahlenniäßig festgesetzt wurde und von Bulgariem dessen
Reparationsilast bereits im Vertrag von Reuilly fixiert und

1925 abgeändert worden war, weiß also Österreichnicht-, was
,

es nach Ablan sdiseses Moratoriusms zu zahlen haben wird.
Den lersten Anstoß zur Lösung dies-es problems gab die

pariser Konserenz. Die Sachverständigen der Voungkomsmiss
fion hatten sich nämlich hinsichtlich der Rseparationen Mittel-

europas mit einer einstimmigen Empfehlung an die Regie-
rung-en der Gläubigerstaaten gewandt, binnen Jahresfrist die.

Frage der sogenannten ,,biens cedes« (-und- auch der »Be-

freiungsschuld der Nationalstaaten) end-gültig zu bereinigen.
Artikel 208 Absatz 4 des Staiatsvertragies von St. Germain

besagt nämlich: »Der Wiedergutmachungsausschsuß bestimmt
den Wert ides seitens dser verschiedenen Staaten, aus-schließlich
Osterreich,, erworbenen Besitzes und Eigentums;· diese Werte
werden dem übernehmenden Staate angelastset und der

Republik Oft-erreich in Anrechnung auf die Wiederguts
machungssschulsdgutgeschrieben . . .« Das heißt, binnen der
von den piariser Sachverständigenfestgesetzten Frist sollten die

Entschädigungen für das aus dem altösterrseichiischenStaat
übernommene öffentliche Gut fest-gesetzt und die Zahlungs-
modalität bestimmt werden. Die Summen wären im Sinne
der Verträge von St. Germain und Trianon den Reparations-
konten Österreich-'sbzw. Ungsarns gut-zuschreiben Das somit

-

reichlich verworriene
7

Repsarationsproblem Deutfchösterreichs
hängt enge mit den wirtschaftlichen Fodserungsenund Schulden
der Sukzessionssstaatienzufammen, an denen Osterreich
ein allerdings sehr starkes, wenn auch nur indirsektes Jn-
teresse hat.

Dsa kam plötzlich der italienische Vorstoß auf der Hiaager
Konferenzl Am 22. August bot nämlich der italienische Dele-

gierte pirelli idem englischen Schatzkanzler an Zahlungsstatt
den italienischen Anteil an der »Befreiunsgsschulsd«der

Tschechoslowakei an, was Snowden zwar anfangs ablsehntv-
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schließlich aber doch annahm. Eine Woche später war die

zession perfekt. Was eins französischerKritiker isns der ,,Econo-

mique« sweniige Tage vorher noch als eine ,,Hypothek auf eine

Hypothese« bezeichnete, nämlich den Gedankens, die »Be-

freiungsschuld« der österreichischenNachfolgestaaten überhaupt
als eisne zu Recht bestehende Forderung zu betrachten, ist nun

ein vollwertig-er Kompensationsgegenstand- im internatio-

nalen Verkehr geworden-. Die nächsteFolge dieses italienischen
Schrittes war die beschleunigte Einberufung der sogenannten
Ost-Reparationsskonferenz, die am 24. September d. I. in

Paris zusammengetreten ist; der vor allem gegen Italien
gerichtete Gegiensschlag des tschechischen Außenministers
Dr. Benesch mit der Forderung, die österreichischen
Schulden überhaupt zu streichen, und schließlich die Reise
des früheren österreichischenBundeskanzlers und dessen Ver-

handlungen in Genf.
Wie stellt sich-nsun das Problem vom österreichischenStand-

punkt? Schon aus dem bisher Gesagten geht hervor, daß die

Repavationsfrage für Deutschöstserreichwie der VlIL Teil des

St. Germainer Staatsvertrages erhellt, nicht nur Schattenseitem
sondern auch manche Lichtseiten für den deutschen Donaustaat
birgt. Das heißt, der Passivseite dieser Bilanz steht auch
eine Aktivseite gegenüber, deren Zahlen wir zwar nicht
kennen, über die aber nun in Paris entschieden wer-den soll.
Es sind kaum Anhaltspunkte gegeben, die die Berechnung der

Höhe der von Osterreich schließlichzu zahlenden Reparations-
summe ermöglichen ließen. Nimmt man die für das Deutsch-e
Reich in Paris unsdl im Haag festgesetzte Summe und die ver-

gleichenden Bevölkerungszahlen der beiden deutschen Staaten

zur Grundlage einer salchen Berechnung, so käme man zu
sdem Ergebnis,·daß Osterreich etwa ein Zehntel der deutsche-n
Reparationsssumme zahlen müßte. Berücksichtigt man aber

hierbei auch noch ldie Wirtschaftskräfte Osterreichs, so
schließt diese Rechnung mit einem Betrag, der weit wenig-er
als ein Zehntel der deutschen Reparationssumme ausmachen
würde. Rein theoretisch ist die Reparationskonferenz an keine

ausdrücklichen Richtlinien gebunden, es sei denn, man zieht
die Bestimmungen des Artiksels 178 und einige wenig-e andere
des Staatsvertrages von St. Germain in Betracht, womit die

Alliierten ausdrücklich anerkennen, daß Österreichs Wirt-

schaftskräfte nicht ausreichen, sdie »gesamten angerichteten

Schäden« zu ersetzen. Es bleibt also den alliiertsen Staaten
allein überlassen, die Summe festzustellen-, die nach ihrer
Meinung Osterreichs zu zahlen haben wird.

Mußte aber der deutschösterreichischeStaat gegen) seinen
Willen die- Rechtsnachfolge nach der österreichische-ungarischen
Monarchie anerkennen, so serwsuchs ihm daraus nach dem osben

zsitierten Artikel 208 des St. Germainer Staatsvertrages der

Anspruch auf eine Entschädigung für die von den National-

staaten übernommenen Staatsgüter, den sogenannten »biens
oedes«. Der Wert dieser Staatsgiüter ist für Osterreich omit
von allergrößter Bedeutung, denn je höher dieser ster-
reich gutzuschreibende Betrag ist-, um so geringer die Summe,
die Osterreich als Reparations zu bezahlen haben wird. Die

Schätzungen dies-er altösterreichsischenStaatsgüter gehen aller-

dings sehr auseinander-, je nachdem dieselben von den Nach-
folgestaatenz von- Oftserreich und Ungarn oder dritter unpartei-
ischer Seite geschätztwerden. Wie die Dinge liegen, erscheint
es aber höchst zwecklos, solche jeden konkreten Anhaltspunkt
entbehrenden Schätzungen anzustellen, zumal es sichs bei der

Lösung der mitteleuropäischen Repsarationen ja nicht allein um

ein wirtschaftliches, sondern vor allem auch- um ein poli-
tis ch es Problem handelt. Wie sehr verwickelt hier die Ver-

hältnisse sind, mag schon daraus ersehen wer-den, daß die

Tschechoslowakei für die Streichung der österreichischenRepa-
ratiosnsschubd eintritt, also natürlich auch der »die-us cedes«
und der Besreiungssch:uld·(für die Tschechosloswakei750 Mil-
lionen Franken), während — wie erwähnt —- Jtalien diesen
seinen Anteil an der tschechosilowakischen »Befreiungsschuld«
schon an Englands »verpsfändet« hat. Die Erfahrungen
Deutschland-s im Haag lassen jedenfalls einer allzu opti-
inistischensAuffassung über die Entwicklung der Verhandlungen
in Paris wenig Raum.

Doch wie immer die Entscheidung fallen mag, es geht
auch hier für Osterreich um seine wirtschaftliche und schließlich
auch politisch-e Sou-veränität, um die Beseitigung von Bin-

dungen (Genera.lpf«ansdrsechtfür alle Staatseinnahmen und

allem Staats-gut), die sein- wirtschaftliches und nationales

Leben hemmen. Osterreich darf hoffen, daß bei dieser
Entscheidung nicht mehr der Geist von Versailles und

St. Germain, sondern der gute Wille für eine europäische Zu-
sammenarbeit bestimmend ist.

Jeeeniias Gorräell - - Apis o« pas-c ges-»

wem-eben am 22. Oktober les-M
Sein Lebensabriß ist von unvergeßlicher Einfachheit. Am

4. Oktober 1797 als Sohn des Pfarrers Sigmund Friedrich Bitzius
in Murten geboren, verbrachte Albert Bitzius, wie sein bürgerlicher
Name lautet, seine Schuljahre in Bern, zuerst an der »grünen
Schule« genannten Literaturschule, dann an der Akademie. Von

seiner Schulzeit berichtet Gotthelf, daß man mit

seinem Kopfe wohl, mit seinen Beinen aber, die

er nie stille halten konnte, übel zufrieden ge-

wesen sei. Weshalb ser sich denn auch später
selbst wundert, daß aus einem derartigen Jungen
»solch sitzen-der und schreibender Mensch heraus-
wachsen konnt-e«. -

s

Jeremias Gotthelf wählte »den Beruf seines
Vaters. Nach länger-er -Vikariatszeit und Studien-

jahren in Deutschland wurde er 1852 Pfarrer in
der entmentalischen Gemeinde Tützelflüh Ein Jahr
später ver-heiratete er sich smit Henriette Zeender
aus Bern. 1836 war er als Schriftsteller tätig.
Seine Hauptwerke füllt-en bis zu seine-m im

Jahre 1854 erfolgten Tode 16 stattliche Bände.

Daneben hatte er aber noch Zeit, seine Gemeinde

zu betreuen und auf idem Gebiete des Schulwesens
und der Armenpflege gleich für einen ganzen Kreis

Ersprießliches zu leisten.
·

Gotthelfs schriftstellerisschesWerk erwsuchs aus

seiner warmen Liebe zum Volk. Er ist ein Volks-

schriftsteller in des Wortes wahrster Bedeutung;
weniger ’kulti-viert als Gottfried Keller, ausführ-
licher und rauher als Pestalozzi, aber nicht minder gütig und

ansprechend. Die Feder ist ihm nichts,- das Wort alles. Er will

seinen Bauern helfen, er will ihnen zeigen, wie sie es besser machen,
wie sie zu glücklichen und zufriedenen Menschenkindern werden

können. Nur aus diesem Grunde füllt er Bände um Bände, greift
er die alltäglichsten Dinge auf und macht aus ihnen saft- und kraft-
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volle Geschichten. Drei große Ziele schweben ihm dabei vor Augen
und geben die Richtung an für sein geistiges Schaffen: Die wahre
Christlichkeit und Vaterlandsliebe seiner Bauern und ihre Seßs
und Ernsthaftigkeit. Die volkserzieherische Absicht seines Schrift-
tums spricht er im Vorwort seines Romans »Zeitgeist und Berneri

geist« aus, owenns er »von sich sagt, daß ihn die

Liebe zur christlichen Freiheit für alle

bewogen habe, in seinem vierzigsten Jahr Schrift-·
steller zu werden. Jn seinem letzten Buch, den

,,-Erlebnissen eines Schuldenbauers« heißt es: »Aus
Erbarmen mit den Eshrlichen und Fleißigem welche
dems Sumpfe der Armut entrinnen swollen, ist dieses
Buch geschrie-ben.«Gatthelf ist also durch und durch
ein sozialer Schriftsteller, ein in einsame Höhe auf-
ragender Anwalt »der Familie, der Vaterlandsliebe
und der christlichen Frömmigkeit

Sein Werk? Wir können es auch heut-e nicht
ohne Ehrfurcht lesen. Die Sprache, in der es ge-
schrieben ist, kommt direkt aus idem Volke. Es ist
die Sprache seiner Bau-ern, seiner Gemeinde, voller

Beziehung zum Leben-, voller tbodenstänidigerKraft
und Schwere. Kein Papierdeutsch, sondern ein

Volks-deutsch, das Ieibt und lebt und außerdem
Witz hat und Anmut. Ob wir den Bauern-

spiegel aufschlagen, sein Erstlingswerk, mit
dem er sich gleich zu Anfang ein-en würdigen Platz
uinter den deutschen Volksschriftstellern erworben

hat, oder Uli den Knecht, dem ein Jahr-
später Uli ider Pächter gefolgt ist, ob Anne-fünft

bäbi Jowäger, Geld und Geist oder die Käserei in
der .Vehfreude, immer wieder nimmt uns diese Urkraft der

Sprache gefangen, überwältigt und die Realistik der Schilderung
und die Macht des Gefühls, das hier am Werke ist, für eine teure

Sache liebend zu werben.
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— Zur Zeitgeschiihte —-

Regieruiigswechselin Osterreich.
»

»Es gehört schon viel Österreichertumdazu, um osterreichische
Probleme zu begreifen«, sagte kürzlich»de»rneuernannte Bundes-
kanzler Schober. Immerhin hat seine plötzlicheErnennung wohl in

ganz Osterreich überrascht, zumal der Szenenwechsel überhauptun-

erwartet kam. Noch vor wenigen Monaten war Österreich gleicher-«
msaßenunvorbereitet vor der Demission Seipels gestanden und hatte
die Betrauung Streeruwitz mit der«Begründungvernommen, daß
die dringende Notlage der österreichischenWirtschaft einen hervor-
ragenden Wirtschaftler an der Spitze des Staatesnerheische. Dies

schien plausibel, zumal die zunehmendePassivitat der Handels-
bilanz, der Rückgang der österreichischenIndustrie, die Zerfahrenheit
der- Außenhandelspolitik,die Notlage der osterreichischenFandwird
schaft, das Wohnungsbauproblem und viele andere Schwierigkeiten
mehr auch für den kleinen Mann zu spürenwaren.«·Streeruwitz
hatte nicht ohne Erfolg durch eineVerstandigungspolitikeine An-
näherung der fozialistischen Opposition an die Regierungsparteien
herbeiführen, das Mietenproblem, uni das seitaJahren leidenschaft-
lichster Kampf tobte, im Kompromißwege losen und vor knapp
zwei Monaten das Parlament mit der Feststellung in die Ferien
schicken können, da fruchtbare Arbeit geleistet worden sei. Plötzlich
ließ nun die Regierungsmehrheit ihren Kanzler fallen und praseni
tiertie Schober als seinen Nachfolger. Von den übetaus brennenden

wirtschaftlich-sozialen Problemen, die zweifellos auch heute
noch ungelöst sind, hört man in der neuen Regierungserklarungfast
nichts mehr, um so mehr aber von Verfassungsfragen, die angeblich
so überaus brennend sein sollen. Die Veränderung der Regierung
und die Veränderung der parlamentarischen Probleme sind eben-

überhaupt nur aus der Tatsache zu verstehen, daß »das Schwer-
gewicht der österreichischenPolitik in der parlamentarischen·Ferien-
zeit aus dem Parlament weg auf die Straße verlegt·wurde, daß
nicht mehr die politischen Parteien, sondern die militanten For-
mationen die ausschlaggebenden politischen Kräfte geworden sind.
Da die Heimwehren in jeder Beziehung offensiv find, haben sie nicht
nur den ihnen zu nüchternen und zu zahmen Bundeskanzler
gestürzt und den Polizeipräsidenten Schober von Wien, der im Juli
1927 zu überaus drakonischen Maßnahmengegriffen hatte, zum

Bundeskanzler gemacht, sondern auch ihre politischen Forderungen
in der Diskussion vorangestellt. Der neue Bundeskanzler hat in

seiner Regierungserklärung nicht nur eine aus der Entstehung des

Kabinetts heraus verständliche Verbeugung vor der Heimwehr
gemacht, sondern auch eine Verfassungsrevision in einem Umfange
angekündigt, die in mehr als einer Hinsicht bedenklich erscheint.
Neben Fragen, über die sich im österreichischenParlament zweifel-
losauch mit der O position reden lassen wird (wie über die der
Erweiterung der Befkignissedes Bundespräfidenten durch das Recht

zur Ernennung und Entlassung der Bundesregierung sowie zur Auf-
lösung des Nationalrates, ferner über die Beseitigung der Hyper-
trophie parlamentarischer Einrichtungen, der Entpolitifierung der

Verwaltung), hat er eine Wahlreform in Aussicht gestellt,
die den Berufsständen ein Vertretungsrecht einräumt, schließlich
eine Änderung der Verhältnisse der Länder zur Stadt Wien. Bei

diesen letzten Verfassungsänderungen wird die neue Regierung
zweifellos auf den erbitterten Widerstand der Opposition stoßen
müssen, deren Stimmen sie braucht,- um die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit aufzubringen. Noch schärfer dürfte der Kampf aber ent-

brennen, wenn die Regierung wahr machen will, was sie ankündigte:
ein Notverordnungsrecht in dringenden Fällen. Dieser Verfassungs-
artikel, der der österreichischenOpposition als eine Rückkehr zu dem

berüchtigten Paragraph 14 der altösterreichischenVerfassungerscheint,
der den Parlamentarismus zugunsten des Absolutismus tatsächlich
in entscheidenden Situationen mundtod machte oder beseitigte, wird

von einem Teil der Regierungsmehrheit als Verfassungsangleichung
an den Artikel 48 der deutschen Verfassung entschuldigt, ohne darum

für die zweifelos anschlußfreundlicheOpposition schmackhaftgemacht
werden zu können. Diese verlangt, daß zunächst in anderen-wich-
tigen Punkten eine Angleichung herbeigeführt würde, nämlich in

den Punkten der Schaffung eines Referendums, eines Volks-

begehrens und eines Volksentscheids, die der österreichischenVer-

fassung bisher fremd geblieben sind und die gerade in Osterreich
mit seinem Zwei-Parteien-Spstem zur Lösung politischer Krisen
hervorragend geeignet erscheinen. Die Opposition hat in ihrer Ant-

wort auf die Regierungserklärung keineswegs Kampf gegen die

Regierung als solche angekündigt, wohl aber Kampf gegen alle

außenparlamentarischenEinflüsse und Putschdrohungen. Anderer-

seits haben die Heimwehren zwar der neuen Regierung ihre Reve-

renz erwiesen und den von ihnen in ihrer Programmschrift an-

gekündigten,,Marfch auf Wien vertagt«, aber keinen Zweifel dar-

über gelafseii, daß fie mit Mißtrauen darüber wachen werde, daß
ihre verfassungsrechtlichen Forderungen erfüllt werden. Darin liegt

die große Schwierigkeit der neuen Regierung. Schober, der Polizei-
präsident von Wien, hatte seinerzeit Maschinengewehre gegen die
Wiener auffahren lassen. Wird er nun, da er Bundeskanzler ist,
mit gleicher Energie putschistische Angriffe mit den staatlichen
Machtmitteln niederzuschlagen in der Lage sein? Die nächsten
Wochen werden eine Klärung bringen. Wohl ganz Deutschland
wünscht dem armen, innerlich zerrissenen, wirtschaftlich unsagbar
darniederliegenden Osterreich, daß es vom Bürgerkriege verschont
bleiben möge. Würde Osterreich zum Schauplatz innerer Kämpfe,
so würde es in zunehmendem Maß Objekt slawischer Begehrlichkeit.
Die Gendarmen an Österreichs Grenzen warten auf den geeigneten
Moment, um zwar Ruhe zu stiften, aber sich gleichzeitig ausgiebig
dafür entschädigen zu lassen. Daß jede Erschütterung Osterreichs
zugleich seine Währung und Wirtschaft in ernste Gefahr bringen
muß, wissen nicht nur die Osterreicher selbst, sie wissen es auch
oder sie sollen es sich eindringlich gesagt sein lassen, daß Osterreichs
mühsam errungene Achtung im Rate der Völker und — vor allem —-

die Sympathien der Millionen Anschlußfreunde in Deutschland
letzten Endes davon abhängen, ob es bereit ist, in den Formen
eines modernen demokratischen Staatswesens für die Wohlfahrt
seiner Bürger zu wirken! Dr. Rich. mischiek, Verm-.

Die Neuregelung der Arbeitslosenversicherung
,

In Nr. 17 des laufenden Jahrgangs dieser Zeitschrift hat
Reichsarbeitsminister W i s s ell selbst die Grundzüge des Entwurfs
dargelegt, den die Reichsregierung dem Reichsrat zur Reform der

Arbeitslosenversicherung vorgelegt hatte. Inzwischen hat der Reichs-
tag am Z. Oktober in dritter Lesung ein Gesetz verabschiedet, durch
das die Verhandlungen über das Reformwerk einstweilen einen

gewissen Abschluß gefunden haben. Der Annahme dieses Gesetzes
gingen außerordentlich heftige parlamentarische Kämpfe vorher, die

stellenweise zu einer Regierungskrise zu führen drohten. Schon die

erste vorbereitende Aussprache im sozialpolitischen Ausschuß des

Reichstags zeigte deutlich, wie weit die Ansichten der Parteien aus-

einandergingen, wenn auch eine ganze Reihe derjenigen Reform-
vorschläge, die die« Beseitigung von Mißbräuchen zum Ziel hatten,
allgemeine Billigung fand. Im Reichssrat stieß dann die Vorlage der

Reichsregierung auf sehr erhebliche Widerstände. Schließlich gelang
es, mit knapper Mehrheit ein Kompromiß zustande zu bringen.

-Dieses Kompromiß änderte die Regierungsvorlage, namentlich in
der Saisonarbeiterfrage, erheblich ab; die Reichsregierung trug dem

Kompromiß bei der Reichstagsvorlage im wesentlichen Rechnung.
Die Vorlage selbst wurde in die Form zweier getrennter Gesetz-
entwürfe gekleidet. In einer bedeutend umfangreicheren, unbefriste-
ten Hauptvorlage wurden die weniger umstrittenen Abänderungen
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
zusammengefaßt. Hierzu gehören vor allem die Bestimmungen zur
Abstellung von Mißständen und Mißbräuchen und zur Vereinfachung
der Verwaltung; ferner von den Maßnahmen, die eine stärkere
finanzielle Ersparnis erbringen sollen, die Neuregelung der Warte-

zeit, die Anrechnung von Pensionen und Wartegeldern und die Her-
absetzung der Entschädigung an die Krankenkassen. Die zweite,
bis zum 31. März 19Z.1 befristete Vorlage enthielt die Punkte, die

hauptsächlichGegenstand des politischen Kampfes waren: Beitrags-
erhöhung (und zwar allgemein auf ZzH v. H» für«die Saisonindu-

griemaber nicht die Lands und Forstwirtschaft, entsprechend dem

eschluß des Reichsrats auf 455 v. H.), Sondervorschriften für die

Saisonarbeitslosen und schließlich auf Grund weiterer Reichsratss
beschlüsseeine gewisse Kürzung der Unterstützungssätzefür ledige
Arbeitslose über 45 Jahre aus den höheren Lohnklassem Man
rechnete damit, daß die Vorlagen im Falle ihrer Annahme das vor-

aussichtliche Defizit der Reichsanstalt im wesentlichen decken würden.
Die Verhandlungen im sozialpolitischen Reichstagsausfchuß

liefen nun so»daß zwar die wesentlichen Bestimmungen der Haupt-
vorlage angenommen wurden, wenngleich auch hier Tücken blieben,
daß aber die meisten Paragraphen des befristeten Sondergesetzes,
darunter auch die Vorschrift über die Beitragserhöhung, von

wechselnden Mehrheiten abgelehnt wurden. Im Plenum gelang es

zwar, einige der noch offengebliebenen Fragen zu erledigen; in
der Frage der Beitragserhöhung wurde der ablehnende Beschluß des

Ausschussesnicht geändert. Die Situation ist jetzt kurz folgende:
Die wesentlichsten Punkte der Hauptvorlage find zum Gesetz erhoben
worden, wenn auch mit einzelnen Abweichungen. Das sind also die-

jenigen Vorschriften, die in dem eingangs erwähnten Aufsatz des

Reichsarbeitsministers als Maßnahmen zur Beseitigung von Miß-
bräuchenund Mißständen und zur Vereinfachung und Verbilligung
der Verwaltung und des Verfahrens geschildert worden sind
(De·finitiondes Begriffs der Arbeitslosigkeit, Abgrenzung der

geringfügigen Beschäftigungen,Vorschriften für Heimarbeiter, Neu-

regelung der Sperrfristen, Möglichkeit des Meldezwangs für besetzte
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Arbeitsplätze, Anpassung an das Tohnniveau des Unterstützungs·
orts, Bestimmungen über zugehörigkeit zur Tohnklasse nach dem

Arbeitsentgelt der letzten sechs Monate, Vereinfachung des Befrei-
ungsverfahrens, Umorganisation der Spruchkammern u. a. m.).
Außerdem ist die Anwartschaftszeit für die Fälle des erstmaligen
Unterstützungsbezugesund die Wartezeit neu geregelt worden; hierbei
hat der Reichstag nicht unerhebliche materielle Änderungen bzw. Er-

gänzungen an dem Entwurf vorgenommen. Wartegelder, Pensionen,
Sozialrenten usw. sollen auf die Unterstützung angerechnet werden;
bei den letzteren bleibt jedoch ein Betrag von 30 RM. anrechnungs-
frei. Die Beiträge an die Krankenkassen werden in der Weise her-
abgesetzt, daß jährlich etwa 30 Mill. RM. erspart werden. Schließ-
lich ist entsprechend dem Vorschläge des Entwurfs zum Sondergesetz
bestimmt worden,«daßwährend einer berufsüblichen Arbeitslosigkeit
die Saisonarbeitslosen aus den höheren Tohnklassen herabgestuft
werden, und zwar in der Weise, daß die Arbeitslosen der Lohn-
klasse Vll die niedrigeren Unterstützungssätze der Klasse VI, die-

jenigen der Klassen VIII und IX die Sätze der Klasse Vll und die-

jenigen aus Klassen x und XI die Sätze der Klasse vIII erhalten.
Schon nach bisherigem Recht erhielten die Saisonarbeitslosen für
die Dauer der berufsüblichen Arbeitslosigkeit die Unterstützungen

der Krisenfürsorge, denen die obigen Sätze entsprechen. Neu ist,
daß sie in diesem Zeitraum jetzt von vornherein herabgestuft werden,
während bisher die Herabstufung auf die Sätze der Krisenfürsorge

'erst nach sechs Wochen eintrat. Andererseits fällt die Bedürftigkeitss
prüfung, soweit sie für die Saisonarbeitslosen bisher bestand, nach
den neuen Bestimmungen weg. Alle anderen Vorschläge des Ent-

wurfs zu dem Sondergesetz fanden keine Mehrheit. Daraufhin wurde

in dritter Lesung die Bestimmung über die Saisonarbeitslosen
unbefristet in die Hauptvorlage hineingearbeitet.

Man glaubt, daß die Gesamtheit der neuen Vorschriften jähr-
liche Ersparnisse von etwa 100 Mill. RM. erbringen wer-den. Das

jährliche Defizit der Reichsanstalt, das auf 279 Mill. RM. geschätzt
wird, ist also nicht beseitigt worden. Vor allem ist die Frage der

Beitragserhöhung unentschieden geblieben und dürfte erst bei der

allgemeinen Finanzreform im Zusammenhang mit der Durchführung
des youngiplans wieder angeschnitten werden. Demnach muß einst-
weilen das Reich mit Darlehen für den Fehlbetrag aufkommen.
Dagegen ist mit den vielbeklagten Mißständen und Mißbräuchen,
die den ursprünglichen Anlaß zur Einleitung der Reform gaben,
gründlich aufgeräumt worden.

Regierungsrat Dr. Joachim Fischer.

ProøUftive Kommnnaspo,its? in Kq"e, - Von Robert Bretter-.

Hoch über dem Park von Wilhelmshöhe, zu dessen Füßen sich
Kassel in weitgreifender Fläche entwickelt, steht die barocke Phan-
tasie des Herkules, eine jener grotesken Explosionen der Baukraft
des Absolutismus. Von hier aus stürzt der Blick über wallende

Kaskaden und über ein vielfach geschichtetes Massiv von Baum-
kronen hinab bis zum bewußt wurzelnden Schloß, stößt dann in

herrischer Achse gradaus, bis in die Ferne, aufgefangen vom

Horizont bewegter Berge. Diese monumentale Achse, die, keinen
» Widerstand kennend,

die Welt in zwei
Halbkreise zu zer-
legen scheint, ver-

mittelt ein Raum-

gefühl von über-

wältigender Energie,
von einer Lebens-

kraft, die nur eine

Bändigung kennt:
den Willen des

Städtebauers. Es ist
sehr zu loben, daß
das neue Kassel, an

dem seit etwa zehn
Jahren gebaut wird,
fühlbar danach strebt,
dies glorreiche Prin-

Die Fasanenhoffiedlung
Blick in die Hauptstraße
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Eben-Anlage, eine große Siedelung. Das ftädtebauliche Hauptstückt Blick auf die Stadthalle

zip der großgeweiteten Räumlichkeit auf eine neue Weise abzu-
wandeln. Was einst Fürsten befahlen, ordnet heute das Volk,
regelt heute das soziale Streben der kommunalen Demokratie.
Abermals entstehen Räume, Achsen, Blickpunkte, abgeschlossene Ein-

letowaieä Ebers-u Kaeeez

heitenz nur, daß diesmal solche städtebaulichenOrganismen nicht
Gefäß und Rahmen des festlichen Feudalismus sein wollen, viel-

mehr: einer gehobenen und selbstbewußtenVolksgemeinschaft. Meäzr
wohl als sonst empfängt man vom neuen Kassel, von diesen Sied-

lungen, von diesen
umbauten Wohn- «

höfen und Wohn- ?
parken, von diesen . s
grünen Plätzen und

Kanälen den Ein-
druck der raumbils
denden Absicht. Die

EbertsAnlage gehört
immerhin zu den

seltenen Beispielen
durchdachter städte-
baulichserGeschlossens
heit;- dort, wo sie
sich platzartig gegen
die Stadthalle öffnet
und von dieser
abgeschlossen wird,

Das Fulvabav
Ausgedehnte Anlagen längs des Flußufers
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wirkt sie in hohem Grade überraschend.Wenn sie einmal fertig
sein wird, wandert der schweifende Blick des Beschauers ·von der

zentrum dieser Siedlung, von deren Höhen man einen genuß-
reichen, immer neu angeregten Blick auf die gesegneten Wald-

demn" t niden S ule, die Bona baut, den breiten hügel des Hessenlandes hat, bildet ein ausgedehnter Sport-
Grünskihixkilexiglåkitiegzu decihnSchulblock, deiiziTessenow in- recht- platz, umfaßt von Einfamsilienhäusermgekrönt durch zwei
eckiger Schlichtheit errichtet, um dann in freiem Flug»aufwarts vortreffliche Schulbasutem ideren seiner vor ider Vollendung
zu steigen bis zu dem Herkules hoch über Wilhelmshohe. ZU- steht. Kuhner noch als dies-e Anlage ist ein Vorm-arfch,
sammenhängewerden der sich auf dem

lebendig, die wider- ;,; »z:k««j;»x;-ik-
-- Hi

·

: ist-« . it H JUFJJHJHHers is · »i- .- s-.-«
» » : Rotenbekg Vollziehh

spruchsloser als alle
"

wo der» Architekt
geschriebene Ge-

»
Haeßler fur die wirt-

schichte, die Zwangs-
läufigkeit und damit
die unbedingte Gel-

tung des Heutigen
erkennen lassen. Die

sozial erfüllten Räu-
me des neugebauten
Kassels sind die

schicksalsgewollteAbs
Iöfung des einstigen
barocken Pathos. Die

schaftlich schwächsttm
Mieter eine Siedlung
in Eisenkonstruktion
aufstellt. Schon ste-
hen dieGerüste, steht
das eiserne Gestönge,
in schmalen elastis
schen Reihen, fast
brutsal und doch ver-

heißungsvoll: ein

Anblick, an dem sich
alten Kasselaner, die die Phantasie «ent-
ihre Stadt mit gu- »

·

zündet. Ingenieur-
tem Recht lieben,

—

»

. ""«- «

bauten für Wohn-
können auf das Fafanenhofz EintqubeedsoznttruisdeälgrtzoßenFrfszhnsiedeåiimfgitu IM-«ZMEOSOIOWWMOL Rast-« zwecke, restlos frei

uoeener por a,unia von namienre en e .

' ·

.

keåsellcadsstFszfiazigä Ums-Ausgangzwei Schulgebäude, davon das linke fastvgl-Inst rixlentlxlgiltlåzerJxxz
Gesinnung, nicht minder stolz sein. — Der zusammengebrochene Spiegelbild einer rationalisierten Wirtschaft.
Krieg hinterließ auch.in Kassel eine schwere Wohnungsnot, deren Neben den Siedlungsbauten verdienen mancherlei andere

Überwindung um so aussichtslofer schien, als die Stadt bis dahin
kaum irgendwie eine eigentliche Wohn- und Bodenpolitik betrieben

hat. Es wurde schnell und kräftig zugegriffen. Die Stadt begann
umfangreichen Grundbesitz zu erwerben und gleichzeitig entschloß
sie sich zu umfassenden Neubauten, um

der Bürgerschaft angemessene Unterkunft
in zweckmäßigen,aber doch behaglichen
Häufern zu sicherm Es ist beachtlich,
daß seit 1915 die Wohnungen um

20 v.H., um 7500, vermehrt worden

sind. Es ist nicht minder beachtlich, daß
das ftädtifche Vermögen heute rund

100 Millionen beträgt, während es vor

dem Kriege, nach Abzug von 45 Mil-

lionen Gefamtschulden, nur 50 Millionen
auswies. Es verdient Aufmerksamkeit,
daß von 1926 bis 1929 der städtische
Grundbesitz, dessen Kern durch den Ober-

bürgermeister Scheidemann mit drei Mil-

lionen Quadratmetern ·Freiland ge-

schaffen worden ist, um abermals ein-

einhalb Millionen Quadratmeter ge-

steigert wurde. An der gesamtenPeris
pherie gehören der Stadt heute umfang-
reiche Freiflächem die sie nach dem Be-

dürfnis der Bürgerschaft smit Häusern
oder mit Bäumen, mit Siedlungen oder mit Parken bebauen kann.

Ein vortreffliches Beispiel produktiver Kommunalpolitik und sozial
erfolgreicher Selbstverwaltung.

Die Siedlungen zeigen verschiedene Typem Eine Anlage
aus Backsteinbauten, die Siedlungvom Roten Kreuz, genügt dem

Gesetz des umbauten Grünhofes »

und zeigt die sympathischen-«aber
doch schon ein wenig überwun-
denen Symptome einer Idekos

rativen Gemütlichkeit: Kreu-

zung zwischen Holland »und
Böcklin. Die schon erwähnte
Eben-Anlage, die teilweise noch
im Entstehen ist, genügt allen

Anforderungen der geltenden
Zweckarchitektur und der Wohn-
hygiene. Unternehmungslustig,
aber durchaus überzeugend,

spricht die Siedlung·Fasaneni
hof, deren Weiträumigkeit ein-

drucksvoll zeigt, wie das Wohn-
bedürfnis der breiten Massen
sich aus der Enge der Schächte
und Brandmauern befreit hat,
um nach einem sachlichen, doch
zugleich schönen Ausdruck des

neuen kommunalen Gefühls zu .

-

streben. Man könnte von einem
«

«

·

»

Wohnforum sprechen, von einem

Auofegnungohalle des Hauptfriedbvfee, Arch. Prof. Hummel

Anlagen genannt zu werden. An erster Stelle die große Bade-
anlage am Ufer der Fulda. An heißen Tagen gab es hier 20 000

Besucher, 9000 Personen können sich gleichzeitig entkleiden und
ihre Garderobe in sicheren Gewahrsam geben. Dies Freibad, un-

mittelbar vor der Stadt gelegen, von ihr nur

durch den einstigen Schloßgarten getrennt,
zei t dem Blindesten die Wandlung der
Zeiten. Einst paradierten die Herren
einsam und götternah im repräsentativen
grünen Raum der »Parkarchitektur;
heute lüften sichj Zehntausende, ohne in-
dividuelle Überheblichkeit, aber im Kon-

sum eines allgemeinen Menschenrechtes.
Eine Friedhofsanlage wäre noch zu

nennen, ein Entbindungsheim; solche
sorgfältigen Lösungen sozialer Ausgaben
werden überragt durch das Werk
der Kriegergedächtnisstätte. Vergessene
Terrafsen des höfischen Gartens, die
schon beinahe zum Steinbruch verwittert
waren, sind von Professor Hans Sautter,
der auch sonst mit großer Hingabe und
mit kultiviertem Geschmack. mit un-

gewöhnlichemVerständnis für die so-
zialen Verpflichtungen der modernen

»
Kommune und mit sicherem Takt für

die besondereÜbergangslageKassels, von Scheidemanns Zeiten
an bis heute als Stadtrat und Künstler hier wirkt, neu entdeckt
und auf eine ebenso verständige wie gewinnende Weise ausgebaut
worden. Es dürftein Deutschland kaum etwas Ähnliches geben:
ein gestaffeltes, steigendes Podium für feierliche Aufzüge, für den

·

Marsch von Fahnen und Fackeln,
oben eine geräumige Halle mit
dem menschgeformten Stein eines
toten Kriegers. Auch diese Plastik,
gestaltet aus der Würde des
Friedens, wurde von Sautter

geschaffen. Schließlich noch
ein Hinweis auf die Museumss
pflege der Stadt, die gleichfalls
Sautter untersteht. Die städtis
sche Galerie enthält Bilder, die

zu betrachten sich wohl lohnt,
das Tapetenmuseum, das einzige
in Deutschland, gewährt einen

aufschlußreichen Einblick in die

Entwicklung der Wandbeklei-

dung, genußreicher aber als

diese Stätten der Künste ist das

Museum für Naturkun.de, das,
frei von Staub und Enge-
durchströmt von Licht, den Be-

sucher mit den unbehindert da-

stehenden Tieren während der

Forum der Zivilisatiow Das Kriegergedächtnieftäite, Arch. prof. Hans Sautter Phoraqmpli Bdettlk Kaseel
Episode eines Spaziergangs kos-,

misch verwachsen läßt«
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Der Oeimntdienst

Die deutschen

Jugendbiinde
Ein Handbuchihrer Organi-
sation und ihrer Bestrebungen

von

Gänther Ehrenthal
Mit 4 graphischen Darstellungen
der organisatorischenBewegungen
Preis geheftet Mii. 6.——,in Halbleinen geb. NR 7.50

Die Schrift bezweckteinem kurzenGrundriß eine Ein-

führung in das Verständnis der heutigen Jugend-
bestrebungen zu geben.

Der erste Teil des Buches
gibt in großerZusammenfassung einen Uberblick über
das besondere Werden und Streben in der bundischen

ugend. Ohne sich irgendwie in Einzelheiten zu ver-

leren, wird die Entwicklung von der Gründung des

Wandervogels, vom Entstehen der christlichen, der

sozialistisen, der betont nationalen Jugendrichtung,
von der usbreitung der Turn- und Sportbewegungen
in ihren jeweiligen Strulturveränderungenverfolgt
bis zu dem in iultureller und politischer Hinsicht be-
reits überraschend organischen Gesamtbild in der

Gegenwart.

Der zweite Teil

Jm

wendet sich1
dann der Einzelbetrachtnng der ver-

schiedenen ntetstrdmnngen zu.

Abschnitt
",,überbündischeArbeit«
sind zu finden die Jugendlulturbewegung, die Zentral-
organisationen nnd die Organisationen, die sichüber
die Welt erstrecken. Allein diese Aufzählung der

Buchabschnitte gibt bereits eine Vorstellung von

der Vielseitigieit der Arbeit.

Jn inapper Einzeldarstelluug werden in dieser Weise
die fast M deutschen Verbiinde inner- und auser-
hnld des Reiches jeweils mit Angabe der Geschäfts-
stelle, Zeitschriften, ungefähren Mitgliederzahl, der

Bundesgeschichteund der Bundes iele erörtert. Jedem
Abschnitte sind sorgfältige Schr fttumsnachweise zu
näherer Beschäftigung angefiigt. Zugleich ist den
vier großen Hauptstrdmungem Die freie Jugend-
bewegnng, die Evangelische, die Iatholische und die

Sozialistis e Jugend ie eine grnphische varstellung
die zur Zeit bestehenden;-·iiber die eschichte und

Bunde beigefügt Auf dieseWeise ist ein kurzen Nach-
schlngeduch,ein praktisches,bisher nochvöllig fehlenden-.-

x

(

Handbuch der Jugendbewegung entstanden von eltener
Eindringlichleit, Allseitigleit und Uberstchtlicheit bei
luappster Form, wie es bisher nirgends bestand.

Zentralverlag G. m. b. H., Berlin Wss
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beamte Europas
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schaftlichen und geistigen Leben

5 000 Amtssiuben. Konkerenzzimmer, Biblio-
thelcen, Lesesäle
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Jnhalu Band i: Das eiserne Jahr (382 S.). Band 2:
Volk wider Volk (Z96 S.). Band Z: Die Schmiede der Zu-
kunft (392 S.). Band 4: Das verlorene Vaterland (328 S).
Band F: Der lrasse Fuchs (316 S.) Band ö: Das jüngste
Gericht (320 S.). Band 7: Brüderlichteit (328 S.). Band 8:

Das lockende Spiel (Zlö S.). Band 9: Sonnenland (Zl4 S.).
Band 10: Das Land unserer Liebe (Z20 S.).

Jeder Band ist einzeln in Ganzleinen zum Preise von

Z,25 M., in Halbleder zum Preise von 4,80 M. lieferbar.

poktp--und Jn gleicher Aussiattung erschienen:
F.v.8odeltitz Romane. 10 Ganzleinenbände in Kassette

UNDER-Unscko M. 35.—, 10 hatstedekbandein Kassette M. 52.50
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Die Einkauf-quelle cle- Beamter-samtne-
kiir Kleidung nnd Wäsche, Stoffe, sohuhwaren, Teppiehe, Ger-
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iieiert nur Qualitäten-drein speziell die bekannten
Markenartilcel zu 0riginalpreieen.
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—

Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegefetz: Ministeriairat Dr. Strahl, Berlin. —- Für den Unzeiaenteilx Weiter Schmiedickh Berlin SW 48. —

Unzeigenpreisx Die ogespaltene nun-Höhe kostet 40 Pf. Rai-ane, Beilagenpreife nnd sonstige Jniertionsbedingungen laut Tarif der Unzeigenoerwaltang. — Alleinige Unzkigem »

annahm-: Pr. Walte- Setzefand Unnoncenscxpeditiom Berlin SW W, Friedrichstr. 239.s Fernrufx Fs Bergmann SOLO-—- Offfetdruck: W. Büxsnstrin, Berlin Sw 4s.


